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Editorial 

Zensus 2011  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

es ist soweit: Die ersten Zensusergebnisse sind veröffentlicht!  
Die Nachricht, dass in Deutschland rund 1,5 Millionen weniger 
Menschen leben als bisher angenommen, verbreitete sich am 
31. Mai in Windeseile. An diesem Tag stellten wir auf einer Pres-
sekonferenz in Berlin die Ergebnisse der ersten Volkszählung in 
Deutschland nach über 20 Jahren vor.  

Das Medieninteresse war entsprechend groß: Bereits eine halbe 
Stunde vor Beginn der Pressekonferenz in Berlin hatten sich zwölf 
TV-Kamerateams vor dem Podium im Gebäude der Bundespresse-

konferenz postiert. Der Nachrichtensender N24 unterbrach für das rund 20-minütige 
Statement sogar sein laufendes Programm und sendete live von der Destatis-Presse-
konferenz (einen ausführlichen Artikel finden Sie auf S. 26 in diesem Heft).  
Rund 100 weitere Journalistinnen und Journalisten folgten den Ausführungen und nutz-
ten im Anschluss die Gelegenheit für zahlreiche Nachfragen. Diese wurden auch von 
Vizepräsident Dieter Sarreither und der zuständigen Abteilungsleiterin, Dr. Sabine 
Bechtold, beantwortet. Zahlreiche TV- und Hörfunk-Interviews mussten die Experten 
zudem unmittelbar im Anschluss bewältigten. Erstmals nutzten wir bei dieser Presse-
konferenz auch die Gelegenheit, um live zu „twittern“. Bereits während der Pressekon-
ferenz stieg die Zahl der sogenannten „Follower“ deutlich an.  

Ein Großteil meines Hauses setzt sich seit Jahren mit großem Engagement für dieses 
ambitionierte und nicht immer einfache Großprojekt der amtlichen Statistik ein: Ange-
fangen natürlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Zensus-Fachbereiche 
und der Bevölkerungsfortschreibung in Abteilung F über die Abteilung C mit der mathe-
matisch-methodischen Unterstützung und vielfältigen Dienstleistungen bei der Bereit-
stellung der IT-Verfahren, dem IT-Sicherheitsbeauftragten sowie der Abteilung B mit 
den Bereichen Pretest und Fragebogen, Zensuskommunikation, Internet, Informations-
service, Presse, Grafik und Design, Rechtsfragen, Sprachendienst, Abteilung A mit 
Personalbereitstellung, Raum- und Sicherheitskonzept und Druckerei sowie dem be-
hördlichen Datenschutzbeauftragten. Auch viele Fachbereiche waren bei fachlichen 
Beratungen und der Qualitätssicherung der Konzepte und Ergebnisse beteiligt.  
Die Auskunftsdienste, unterstützt durch zahlreiche freiwillige Helfer aus anderen Abtei-
lungen, schoben während der Erhebungsphase Sonderschichten. All diesen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern danke ich für ihren unermüdlichen Einsatz.  

Ihnen, liebe Leserin und lieber Leser, empfehle ich das Stöbern in der Zensusdaten-
bank. Dort können Sie für jede Gemeinde detaillierte Ergebnisse nachschlagen und 
sich so über die Bevölkerung auch in Ihrer Nachbarschaft informieren. Vielleicht wer-
den Sie überrascht sein… 

Und wenn Sie weitere Fragen haben, nur zu: www.destatis.de/kontakt oder direkt  
unter der Rufnummer +49(0) 611 75 2405. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Ihr Roderich Egeler 
Präsident des Statistischen Bundesamtes 

https://www.zensus2011.de/DE/Home/home_node.html
https://www.zensus2011.de/DE/Home/home_node.html
http://www.destatis.de/kontakt
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Statistisches Bundesamt beim 1. Internationalen Deutsch-
landforum im Kanzleramt  

Am 5. Juni 2013 fand im Bundeskanzleramt in Berlin das 1. Internationale Deutsch-
landforum statt. In diesem neuen Diskussionsformat für Zukunftsfragen will Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel gemeinsam mit Experten aus Zivilgesellschaft, Wissen-
schaft, Wirtschaft, Politik und Verwaltung Ansätze für gesellschaftliche und politische 
Transformationsprozesse und Innovationsvorhaben diskutieren. 

Leitthema der 1. Veranstaltung war „Was Menschen wichtig ist – Lebensqualität und 
Fortschritt“. Mehr als 100 nationale und internationale Expertinnen und Experten dis-
kutierten mit Bundeskanzlerin Angela Merkel und Kanzleramtsminister Ronald Pofalla 
kulturell und regional unterschiedliche Ansätze zum Verständnis und zur Definition 
von Lebensqualität, Wohlergehen und Fortschritt sowie deren Messung anhand statis-
tischer Indikatoren. Als Repräsentant für die Statistik nahm Präsident Roderich Egeler 
an der Veranstaltung teil.  

Ferner präsentierte der i-Punkt Berlin an einem Informationsstand die einschlägigen 
Datensammlungen der amtlichen Statistik zur Messung von Lebensqualität, Nachhal-
tigkeit und Wohlstand. 

Insbesondere der Indikatorenbericht zur nachhaltigen Entwicklung in Deutschland, die 
neuen Broschüren Europa 2020 (siehe S. 28 in diesem Heft) und Qualität der Arbeit 
(siehe Heft 4/2012, Seite 24) sowie die Indikatorensysteme des Europäischen Statisti-
schen Systems (Quality of Life, Nachhaltigkeit, EU2020) stießen auf großes Interesse 
bei den Standbesuchern. Diese Veröffentlichungen belegen die Kompetenz der amtli-
chen Statistik beim Monitoring von Zukunfts- und Fortschrittsindikatoren.  

In ihrem Schlusswort betonte die Bundeskanzlerin die Rolle des Statistischen Bundes-
amtes, indem sie sich dafür aussprach, die entsprechenden Daten des Statistischen 
Bundesamtes auch weiterhin der breiten Öffentlichkeit zugänglich und verständlich zu 
machen. 

60. Jahrestagung des Statistischen Beirats  

60 Jahre Statistik für Bun-
deszwecke – das heißt 
60 Jahre unabhängige, 
anerkannte Statistik zum 
Informieren, Planen, For-
schen und Regieren bereit-
gestellt durch die Statisti-
schen Ämter des Bundes 
und der Länder unter be-
gleitender Beratung durch 
den Statistischen Beirat. Im 
Jahr 2013, dem Internatio-
nalen Jahr der Statistik, 

feiern das Bundesstatistikgesetz und der Statistische Beirat ihr 60-jähriges Jubiläum.  

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/UmweltoekonomischeGesamtrechnungen/Umweltindikatoren/IndikatorenPDF_0230001.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Internationales/BroschuereEuropa2020_0000149139004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetige/BroschuereQualitaetArbeit0010015129001.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/LeitungOrganisation/StatistischerBeirat/ServiceVeroeffentlichungen/InfoAmtStatistik412.pdf?__blob=publicationFile
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/quality_life/introduction
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/sdi/indicators
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/europe_2020_indicators/headline_indicators
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Die 60. Jahrestagung des Statistischen Beirats fand am 23. Mai 2013 im Gerhard-Fürst-
Saal des Statistischen Bundesamtes in Wiesbaden statt. Auf der Agenda standen viel-
fältige Themen:  

 Fortentwicklung der amtlichen Statistik  
Der Beirat wurde über den Sachstand und das weitere Vorgehen bei der Umsetzung 
seiner Empfehlungen zur Fortentwicklung der amtlichen Statistik vom Novem-
ber 2012 informiert.  

 Weiterentwicklung des Systems der Haushaltsstatistiken  
Der Leiter des Projektes „Weiterentwicklung des Systems der Haushaltsstatistiken“ 
erläuterte das Grundmodell für das neue System der amtlichen Haushaltsstatisti-
ken. Der Statistische Beirat unterstützt das Projekt nicht nur im Hinblick auf die 
sich abzeichnenden neuen Anforderungen, sondern ausdrücklich auch bezüglich 
der angestrebten Qualitätsverbesserungen und begrüßt die geplanten Schritte zur 
zügigen Umsetzung.  

 Eckpunkte zur Weiterentwicklung der amtlichen Statistik in der 17. Legislatur-
periode  
In allen vier Teilgebieten der im Februar 2010 abgestimmten Eckpunkte zur Weiter-
entwicklung der amtlichen Statistik (Rechtlicher Rahmen, Entlastung durch effizien-
te Prozesse, Qualität und Methodik, Neue Informationsfelder/Erweiterung beste-
hender) konnten deutliche Fortschritte erzielt werden. Die anschließende Diskussi-
on konzentrierte sich auf die Novelle des Energiestatistikgesetzes und den Zeitho-
rizont beim Gesetzgebungsprozess. Ausdrücklich gelobt wurde die erfolgte Umstel-
lung der vierteljährlichen Handwerksberichterstattung sowie der Handwerkszäh-
lung auf die ausschließliche Nutzung von Verwaltungsdaten.  

 Arbeiten der Fachausschüsse und Nutzerworkshops – Rückblick und Vorschau 
Der Statistische Beirat stimmte dem geplanten Veranstaltungskalender des Statis-
tischen Bundesamtes zu und unterstützte den Vorschlag, den Facharbeitskreis 
„Methodik und Systematik der Finanzstatistiken“ aufzulösen. Die Themen des 
Facharbeitskreises werden im übergeordneten Fachausschuss „Finanz- und Steuer-
statistik“ behandelt.  

 Zensus 2011 
Die Leiterin des Projektes „Zensus 2011“ erläuterte das geplante Vorgehen bei der 
Veröffentlichung der Zensusergebnisse am 31. Mai 2013. Nach der Veröffentli-
chung weiterer Ergebnisse Anfang 2014 werden zunächst Datensätze für die FDZ-
On-Site-Zugänge (Gastwissenschaftlerarbeitsplatz und kontrollierte Datenfernver-
arbeitung) bereitgestellt.  

 Vorschläge der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ 
Ein Mitarbeiter des Statistischen Bundesamtes informierte über verschiedene Initi-
ativen zur Messung von Wohlfahrt. Anschließend präsentiert er den Vorschlag für 
einen Satz von Wohlstandsindikatoren der Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität – Wege zu nachhaltigem 
Wirtschaften und gesellschaftlichem Fortschritt in der sozialen Marktwirtschaft“. 
Dabei ging er auch auf die daraus resultierenden Anforderungen an die amtliche 
Statistik ein.  

 Internationales 
Das Statistische Bundesamt informierte über aktuelle europäische Entwicklungen. 
Vertieft behandelt wurde das Mehrjahresprogramm 2013–2017, die FRIBS-Verord-
nung (Framework Regulation Integrating Business Statistics), robustes Qualitäts-
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management, die neue ESS-Geschäftsarchitektur und die zweite Runde der Peer 
Reviews.  

 Internationales Jahr der Statistik 2013  
Das Statistische Bundesamt stellte die Ziele im Internationalen Jahr der Statistik 
vor. Diese sind die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Bedeutung von Statis-
tik in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, die Weiterentwicklung von 
statistiknahen Studiengängen und Berufen sowie die Förderung von Kreativität und 
Innovation in der Wissenschaft. Anschließend wurde für die beiden thematischen 
Webseiten www.statistics2013.org und www.statistik2013.de geworben.  

 Sachstandsberichte zu den Projekten „Archivierungsmanagementsystem“ und 
„neuer Tarifindex“  
Der Statistische Beirat begrüßt die Ergebnisse beider Projekte.  

Die diesjährige Pressemitteilung des Statistischen Beirats wurde den zwei besonderen 
Anlässen „60 Jahre Bundesstatistik“ und „Internationales Jahr der Statistik 2013“ 
gewidmet. 

17. Sitzung des Ausschusses für das Europäische Statisti-
sche System (AESS) am 15./16. Mai 2013 in Luxemburg  

Am 15. und 16. Mai 2013 fand die 17. Sitzung 
des Ausschusses für das Europäische Statisti-
sche System (AESS) in Luxemburg statt. Der 
AESS, das Amtsleitertreffen der EU-Mitglied-
staaten und des Statistischen Amtes der Euro-
päischen Union (Eurostat), findet viermal im 
Jahr statt. Auf der Tagesordnung stehen regel-
mäßig wichtige statistische Rechtsakte und 

strategische Fragen.  

Die wichtigsten Ergebnisse in der Kurzzusammenfassung: 

Dem AESS wurde ein weiterentwickeltes Konzept für das VIP-Programm des Europäi-
schen Statistischen Systems (ESS) vorgelegt. „VIP“ heißt „Vision Infrastructure Pro-
jects“ und meint verschiedene Einzelprojekte, die dazu beitragen sollen, die ESS-Infra-
strukturen der Produktion, Aufbereitung und Verbreitung von Statistiken im ESS zu 
optimieren. Im Wesentlichen sollen Mechanismen der Zusammenarbeit entwickelt 
werden, die es erlauben, Informationen und Dienstleistungen im ESS gemeinsam zu 
nutzen. Deutschland und auch andere Mitgliedstaaten bewerten das vorliegende Kon-
zept als zu ehrgeizig. Kritische Punkte in diesem Zusammenhang sind insbesondere  

 der Austausch von Mikrodaten (aus Gründen der statistischen Geheimhal-
tung),  

 das geplante neue Produktionssystem (wegen der ungeklärten Finanzierung), 

 die Wahrung des Subsidiaritätsprinzips,  

 die Abhängigkeiten innerhalb des VIP-Konzepts zwischen Querschnitts- und 
Fachaufgaben sowie  

 die fehlende Prioritätensetzung.  

http://www.statistics2013.org/
http://www.statistik2013.de/
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2013/05/PD13_000_p001.html;jsessionid=C297C7FBFA6B547D88559C7FAD9B5633.cae2
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Das Konzept wird auf einer Tagung der Generaldirektoren der Mitgliedstaaten im Sep-
tember 2013 grundlegend diskutiert.  

Mit Bezug auf den revidierten „Code of Practice“, den Verhaltenskodex für die Statistik 
im ESS, entwickelt eine Task Force die Methodik für eine erneute Runde von „Peer 
Reviews“. Einige Mitgliedstaaten äußerten Bedenken hinsichtlich der mit dem Selbst-
bewertungsfragebogen verbundenen Belastungen – insbesondere für die Statistik-
lieferanten außerhalb der Nationalen Statistischen Ämter (NSÄ). Auch muss die Frage 
einer fakultativen oder verpflichtenden Einbeziehung der nationalen Zentralbanken 
geklärt werden. Als nächstes werden bis zum Herbst 2013 Pilotuntersuchungen in der 
Slowakei und Island durchgeführt, die eine hohe Bedeutung für den Abschluss der 
konzeptionellen Arbeiten haben. AESS und DGINS werden auf der Basis der Piloter-
gebnisse das weitere Vorgehen beraten. Der November-AESS 2013 soll das Konzept 
der „Peer Reviews“ verabschieden. 

Der AESS nahm den Entwurf des Jahresarbeitsprogramms 2014 sowie die geplanten 
negativen Prioritäten überwiegend zustimmend zur Kenntnis. Von einigen Mitglied-
staaten – auch Deutschland – wurde kritisiert, dass bei wesentlichen Aktivitäten keine 
Einsparungen, sondern vielmehr Investitionen für die Umsetzung erforderlich sind. Von 
den Mitgliedstaaten wurde zudem eine noch stärkere Prioritätensetzung gefordert. Die 
Beratungen zum Programm, die im Detail parallel in einem schriftlichen Verfahren des 
AESS erfolgten, werden im September 2013 fortgeführt.  

Der von Eurostat vorgelegte Entwurf einer Verordnung des Europäischen Parlaments 
(EP) und des Rates zu einer verstärkten Qualitätssicherung für die sogenannten Score-
board-Indikatoren zur Feststellung makroökonomischer Ungleichgewichte als Instru-
ment einer verbesserten wirtschaftpolitischen Steuerung in der EU wurde von mehre-
ren Mitgliedstaaten – darunter auch Deutschland – sowie von den Vertreter/-innen der 
Europäischen Zentralbank (EZB) und von Vertreter/-innen des Ausschusses für Wäh-
rungs-, Finanz- und Zahlungsbilanzstatistiken (AWFZ) kritisiert. Die Hauptkritikpunkte 
bezogen sich auf die Nichteinhaltung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit, eine 
bisher nicht ausreichende Einbeziehung der NSÄ und der nationalen Zentralbanken in 
den Beratungsprozess und die nicht ausreichende Feststellung, für welche der insge-
samt elf Indikatoren zusätzliche Qualitätssicherungsmaßnahmen überhaupt erforder-
lich sind. Hier ist eine Bestandsaufnahme bereits bestehender Qualitätssicherungs-
maßnahmen eingeleitet. Nicht berücksichtigt seien auch die zusätzlichen Kosten und 
Belastungen für die Mitgliedstaaten. Eurostat hat mittlerweile ungeachtet der von den 
Mitgliedstaaten geäußerten Bedenken den Verordnungsentwurf an Rat und Parlament 
zur weiteren Beratung weitergeleitet.  

Ferner standen folgende Verordnungsentwürfe und Themen auf der Tagesordnung: 

 Verordnung (EU) der Kommission zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 452/2008 des EP und des Rates über die Erstellung und die Entwicklung 
von Statistiken über Bildung und lebenslanges Lernen im Hinblick auf Statis-
tiken über die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung, 

 Beschluss der Kommission über die Gewährung von Ausnahmeregelungen be-
züglich der Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 452/2008 des EP und des 
Rates über die Erstellung und Entwicklung von Statistiken über Bildung und 
lebenslanges Lernen für Belgien, Griechenland, Spanien, Frankreich, Italien, 
Polen und Portugal, 

 Überarbeitung der Verordnung zur Harmonisierung des Bruttonationalein-
kommens zu Marktpreisen sowie 
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 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Anhänge der Verordnung (EG) 
Nr. 1059/2003 des EP und des Rates über die Schaffung einer gemeinsamen 
Klassifikation der Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS). 

Die nächste Sitzung des AESS findet am 26. September 2013 in Den Haag statt. 

Konferenz Europäischer Statistiker (CES) vom 10. bis 12. Juni 
2013 in Genf  

Vom 10. bis 12. Juni 2013 fand unter dem Vorsitz von Irena Krizman, Generaldirektorin 
des slowenischen Statistikamts, die 61. Plenarsitzung der Konferenz Europäischer Sta-
tistiker (CES) in Genf statt. Die CES ist ein hochrangiges Statistikgremium der Regional-
kommission der UN für Europa und nimmt eine Zwischenstellung zwischen UN- und 
EU-Ebene ein. Während ihrer Sitzung beschäftigt sich die CES traditionell in Seminaren 
eingehend mit zwei aktuellen Themen, die unter Beteiligung der Mitgliedstaaten ge-
wählt werden. In diesem Jahr waren die Seminare in jeweils zwei Sessions geteilt.  

Seminar 1 „Herausforderungen bei der Implementierung des Systems der Umwelt-
gesamtrechnungen (SEEA) und die Messung Nachhaltiger Entwicklung im Zusammen-
hang mit Rio+20“ 

Session I: Messung Nachhaltiger Entwicklung im Zusammenhang mit Rio+20 

Im Jahr 2015 läuft die UN Strategie der Millennium Development Goals (MDGs) aus. 
Eine Herausforderung ist es nun, eine neue Strategie mit noch stärkerer Berücksichti-
gung nachhaltiger gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Entwicklung 
durch die Festlegung entsprechender politischer Zielvorgaben (Sustainable Develop-
ment Goals – SDGs) zu erarbeiten (sog. UN „Post 2015 Strategy“). Auf inter-, suprana-
tionaler und nationaler Ebene gibt es bereits mehrere Ansätze zur Messung nachhalti-
ger Entwicklung. Als wichtige Beispiele werden die Umsetzung der Empfehlungen der 
Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission und das Projekt „GDP and Beyond” auf EU-Ebene 
bzw. die Projekte „Measuring Progress of Societies“ und „Green Growth Strategy“ der 
OECD genannt. Auf nationale Projekte wurde in den schriftlichen Beiträgen Deutsch-
lands, Frankreichs und Polens eingegangen. 

Die CES betonte die Bedeutung der von der UN-Statistikkommission eingesetzten 
Friends of the Chair (FOC) Gruppe „Broader Measure of Progress“ mit dem Mandat der 
proaktiven Entwicklung eines konsistenten konzeptionellen Rahmens zur statistischen 
Messung der SDGs auf der Basis schon existierender Initiativen zur Messung nachhal-
tiger Entwicklung auf internationaler, supranationaler und nationaler Ebene, die bisher 
von einer großen Heterogenität in den zugrunde gelegten Ansätzen geprägt sind. Dar-
über hinaus wird die Kommunikation mit der politischen Ebene in der Entwicklung der 
SDGs in beratender Funktion Aufgabe der FOC Gruppe sein. Betont wurde auch die 
wichtige Koordinierungsfunktion der FOC Gruppe in der Zusammenarbeit der Vertre-
ter/-innen inter- und supranationaler Organisationen mit den Vertreter/-innen der be-
teiligten Länder. Mehrere Delegierte hoben die Notwendigkeit hervor, dass das zu ent-
wickelnde Konzept für die statistische Messung der SDGs das statistisch Machbare 
und nicht das statistisch Wünschenswerte berücksichtigen muss. Deutschland, vertre-
ten durch das Statistische Bundesamt, ist Mitglied der FOC Gruppe. 

Der deutsche Beitrag fokussierte sich im Wesentlichen auf den Aspekt des Dialogs 
zwischen Politik und Statistik am Beispiel des Nachhaltigkeitsberichts der Bundesre-
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gierung unter Berücksichtigung der jeweiligen Verantwortlichkeiten in den einzelnen 
Prozessschritten. 

Session II: Die wichtigsten Herausforderungen bei der Implementierung des Systems 
der Umweltgesamtrechnungen (SEEA) 

Die Verabschiedung des SEEA Central Framework als internationalen Standard für 
umweltökonomische Gesamtrechnungen (UGR) durch die UN Statistikkommission in 
2012 ist für die CES ein wichtiger Schritt für eine standardisierte Anwendung von Me-
thoden und Inhalten der UGR im internationalen Kontext. In ihren Beiträgen präsentier-
ten Mexiko, die Niederlande, Australien, das Vereinigte Königreich, Schweden und 
Aserbaidschan ihre nationalen Ansätze der Implementierung des SEEA. Die OECD prä-
sentierte SEEA als Messwerkzeug für politische Themenstellungen, z. B. zur Messung 
von „Green Growth“. 

Eurostat verwies auf die Aufnahme von drei neuen Modulen in die Verordnung über 
umweltökonomische Gesamtrechnungen in der EU. Dies sei Beleg für die Intention der 
Mitgliedstaaten der EU, die Vorgaben des SEEA Standards weiter zu implementieren.  

Seminar 2 „Herausforderungen bei der Schaffungen von Mikrodatenzugängen für 
wissenschaftliche Zwecke“ 

Session I: Treiber für den Mikrodatenzugang 

Der erste Teil des Seminars befasste sich mit den zunehmenden Forderungen aus allen 
gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Bereichen nach Bereitstellung von Mikroda-
ten aus der Statistik. Grundlage waren Beiträge aus Australien, Finnland, dem Vereinig-
ten Königreich, Estland sowie von Eurostat und der OECD. 

Die Diskussion fokussierte sich auf die Definition von Mikrodaten in den Bereichen 
„open data“ und „big data“, die über den Bereich der Statistik hinausgehen. Techni-
sche, organisatorische und rechtliche Regelungen zur Gewährleistung der statistischen 
Geheimhaltung bei der Verwendung statistischer Mikrodaten für wissenschaftliche 
Zwecke finden sich sowohl in den nationalen Systemen einzelner Länder als auch im 
europäischen Statistiksystem. Einige Vertreter der EU-Mitgliedstaaten bewerten den 
von Eurostat vorgestellten Ansatz kritisch, einen länderübergreifenden Mikrodatenaus-
tausch einzuführen. 

Session II: Wie sollen die Nationalen Statistischen Ämter antworten – von Vermeidung 
von Risiken hin zum Risikomanagement 

In ihren Beiträgen beschreiben Australien, Brasilien, Kanada, Mexiko, die Niederlande, 
Dänemark und Italien ihre länderspezifischen Systeme der Bereitstellung von Mikroda-
ten für wissenschaftliche Zwecke und die ergriffenen Maßnahmen zur Verhinderung 
eines Missbrauchs von Mikrodaten im Sinne eines verstärkten Risikomanagements 
durch die nationalen Statistikämter. Im Vergleich von Art und Umfang der Bereitstel-
lung von Mikrodaten und der Zulassungs- und Kontrollverfahren sind große Ähnlichkei-
ten festzustellen. Unterschiede resultieren aus differierenden nationalen rechtlichen 
Vorgaben zur Geheimhaltung. Im Falle der EU Mitgliedstaaten sind auch die rechtli-
chen Vorgaben der neuen Durchführungsverordnung der Kommission über den Zugang 
zu vertraulichen Daten für wissenschaftliche Zwecke zu berücksichtigen, die erst in 
diesem Jahr verabschiedet wurde. 

Einen innovativen Ansatz für die Analyse von Mikrodaten präsentierte Australien.  
Um der starken Nachfrage nach einem besseren, flexibleren und zeitnahen Zugang zu 
Mikrodaten für die Wissenschaft zu entsprechen, wurde ein IT-Programmpaket ent-
wickelt, das es registrierten Wissenschaftler/-innen erlaubt, Internet-Anfragen beim 
australischen Statistikamt (ABS) zu stellen. Diese Anfragen werden mit Hilfe der Mikro-
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daten bearbeitet, die auf dem Server des ABS gehalten werden. Die Ergebnisse werden 
in Echtzeit (on the fly) automatisch anonymisiert und den Wissenschaftler/-innen über-
mittelt. 

Die hohen Standards für die Geheimhaltung von Mikrodaten in der Verantwortung der 
nationalen Statistikämter werden von der CES als essentiell für das generelle Vertrau-
en in die amtliche Statistik gesehen. 

Die nächste Sitzung der CES findet vom 7. bis 11. April 2014 in Verbindung mit der 
Jahrestagung des OECD-Statistikkomitees (CStat) in Paris statt. 

Sitzung des OECD-Statistikausschusses am 12. und 
13. Juni 2013 in Genf  

Am 12. und 13. Juni 2013 tagte in Genf der OECD-Statistikausschuss unter der Leitung 
von Martine Durand, der Leiterin der Statistischen Abteilung bei der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 

Die OECD versteht sich als Brücke zwischen den Industrienationen Nordamerikas, 
Europas und Asiens. Das im April 2004 auf Amtsleiterebene eingerichtete Statistik-
komitee CStat tagt einmal jährlich – wechselnd in Genf und Paris – jeweils vor bzw. 
nach der Sitzung der Konferenz Europäischer Statistiker (CES) innerhalb der Vereinten 
Nationen. Wichtigste Aufgaben des OECD Statistikausschusses sind: 

 Empfehlungen zur Ausrichtung der Statistikpolitik der OECD, 

 Sicherstellung hoher Qualitätsstandards für OECD-Statistiken, 

 Genehmigung methodischer Empfehlungen und Annahme gemeinsamer 
Standards sowie 

 Budget- und Programmplanung. 

Die CStat sieht in der Harmonisierung der verschiedenen methodischen Ansätze und 
der für die Produktivitätsmessung in nationalen Ökonomien verwendeten Indikatoren 
eine große Herausforderung. Produktivitätsmessung ist insbesondere für die internati-
onale Vergleichbarkeit ökonomischer Entwicklungen von großer Bedeutung. Die OECD 
hat in ihrem Bereich die Nutzung unterschiedlicher Ansätze zur Produktivitätsmessung 
festgestellt. Die verschiedenen Datenquellen (Arbeitskräfteerhebungen, Unterneh-
menserhebungen, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen) erschweren eine konsi-
stente Messung der Produktivität. Eine vollständige Harmonisierung wird nach Auffas-
sung der CStat aber nur schwer zu erreichen sein. Deshalb ist die transparente Darstel-
lung der methodischen Grundlagen und der genutzten Datenquellen essentiell für die 
Nutzer zur Bewertung der Ergebnisse. Die Konferenz fordert die zuständige Experten-
gruppe auf, ihre Arbeiten in dem o. a. Sinne fortzusetzen und dabei verstärkt die Nut-
zung unternehmensbezogener Mikrodaten für die Berechnung multifaktorieller Produk-
tivität heranzuziehen. 

Das Erfordernis einer verbesserten Messung des sogenannten „Sozialkapitals“ resul-
tiert aus 

 den Empfehlungen der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission, 

 der OECD „How is life“-Initiative für die Bereiche sozialer Zusammenhalt und 
bürgerliches Engagement, 
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 der Notwendigkeit einer Verbesserung der Datenlage für Zwecke der Messung 
der Nachhaltigkeit von Wohlbefinden über einen längeren Zeitraum und 

 dem großen politischen Interesse. 

Die OECD-Statistikabteilung stellt das Projekt „Sozialkapital“ vor, das sich derzeit auf 
folgende Grundkomponenten stützt: 

 die Zusammenfassung der Fragen von rund 50 nationalen und internationalen 
Erhebungen in einer Datenbank, 

 die Bestandsaufnahme in Form eines Berichts, wie sich „Sozialkapital“ jeweils 
bezogen auf die „Einzelperson“ und auf die „Gemeinschaft“ definiert (wichti-
ge Elemente sind dabei die Messung von Kommunikationskompetenz, die In-
tegration in soziale Netzwerke, das bürgerliche Engagement und entschei-
dende Normen des Zusammenlebens, z. B. Vertrauen in politische und staatli-
che Institutionen und Werteeinstellungen), 

 die Vorschläge zur weiteren Projektentwicklung (dazu gehören die Entwick-
lung einer internationalen Datenbank zur Verfügbarkeit von Daten zu den As-
pekten „Vertrauen und Normen“ sowie die Einrichtung von Diskussionsforen 
mit allen Nutzern, z. B. OECD Weltforum 2015 in Mexiko). 

Die OECD-Expertengruppe „On Disparities in the National Accounts“ (EGDNA) und die 
OECD-Expertengruppe „On Micro Statistics on Household Income, Consumption and 
Wealth“ (EGICW) beschäftigen sich mit der Weiterentwicklung der Statistiken zur Ein-
kommensverteilung. 

Die CStat begrüßte die von den Expertengruppen geleisteten Arbeiten und sieht fol-
genden weiteren Handlungsbedarf: 

 eine verbesserte Anwendung bestehender „best practice“-Regelungen  
(z. B. Canberra Handbook on Houshold Income Statistics), 

 eine Verbesserung der OECD Konventionen, z. B. bei der Verbuchung von 
Transfers und der Analyse unterschiedlicher Länderpraktiken, 

 die Bereitstellung von Schätzungen auf der Ebene der Regionaldaten und 

 die Verbesserung von Rechtzeitigkeit und Regelmäßigkeit zugrunde liegender 
Erhebungen. 

Die CStat empfiehlt eine stärkere Zusammenarbeit zwischen der OECD, ihren Mitglied-
staaten und anderen inter- bzw. supranationalen Organisationen (UN, UNECE, IWF, 
Eurostat). Darüber hinaus wird die Bildung eines gemeinsamen Forums zur strategi-
schen Koordinierung der Arbeiten der beiden Expertengruppen (EGDNA, EGICW) in 
Erwägung gezogen. 

Es wurde von der CStat begrüßt, dass die Fortschrittsmessung der OECD Green Growth 
Strategy durch Anwendung des von der UN 2012 als allgemeingültigen internationalen 
Standard anerkannten Rahmenwerks für umweltökonomische Gesamtrechnungen 
(SEEA Central Framework) erfolgen soll. Bis Oktober 2013 soll über einen Satz von 
Kerntabellen, einschließlich einer Prioritätensetzung ihrer Anwendung, entschieden 
werden, damit noch in diesem Jahr mit ersten Datenlieferungen begonnen werden 
kann. 

Die OECD Ratsentscheidung aus dem Jahr 2011 zur Veröffentlichungspolitik der OECD 
(Publication Review) sieht vor, bis Mitte 2015 die Grundsätze „kostenfrei“, „erreich-
bar“ und „offen“ umzusetzen. Dabei steht die Implementierung des OECD Portals als 
Zugangsschnittstelle (single entry point) mit entsprechenden Navigationshilfen für 



 

Statistisches Bundesamt, Informationen aus der amtlichen Statistik, Heft 2/2013 14 

Veranstaltungen und Besuche 

eine kostenfreie Nutzung des Informationsangebots im Mittelpunkt. Die CStat begrüß-
te den vorgestellten Ansatz und die bisher geleisteten Arbeiten. 

Die nächste CStat-Sitzung findet in Verbindung mit der Konferenz Europäischer Statis-
tiker (CES) vom 7. bis 11. April 2014 in Paris statt. 

„Global Conference on the G-20 Data Gaps Initiative“ am  
25. und 26. Juni 2013 in Washington D.C., USA  

Im Auftrag der G20-Staaten haben der Internationale Währungsfonds (IWF) und der 
Financial Stability Board (FSB) im Oktober 2009 den Bericht „Financial Crisis and In-
formation Gaps“ vorgelegt. Dieser befasst sich mit Informationsdefiziten bezüglich der 
Risiken im Finanzsektor, die im Zusammenhang mit der Finanzkrise identifiziert wor-
den waren. Der Bericht enthält 20 Empfehlungen, die die Identifikation und die Über-
wachung der Risikoentwicklung im Finanzsektor sowie die grenzüberschreitende 
Kommunikation der amtlichen Statistik verbessern sollen. 

Die Empfehlungen sind in vier Themenfelder untergliedert: 

(1) Risiken im Finanzsektor,  

(2) grenzüberschreitende Finanzverflechtungen,  

(3) Verwundbarkeit nationaler Ökonomien sowie  

(4) Kommunikation amtlicher Statistiken.  

Die nationale Umsetzung dieser Maßnahmen wird in regelmäßigen Abständen durch 
bilaterale Besuche des IWF, schriftliche Umfragen und bei Konferenzen abgefragt. 

Unter der Federführung des IWF und des FSB fand am 25. und 26. Juni 2013 die „Glob-
al Conference on the G-20 Data Gaps Initiative“ in Washington statt. In der Konferenz 
wurde der Fortschrittsbericht bezüglich der 20 Empfehlungen vorbereitet, der den Fi-
nanzministern und Zentralbankleitern der G-20 Staaten auf ihrem kommenden Treffen 
Ende Juli 2013 vorgelegt werden soll. 

Diesbezüglich informierten verschiedene Ländervertreter über ihre bisherigen Fort-
schritte zur Erfüllung der 20 Empfehlungen. Viele Empfehlungen sind bereits vollstän-
dig bzw. teilweise umgesetzt. Es besteht aber weiterhin Verbesserungsbedarf bei der 
Erfüllung einiger Voraussetzungen, insbesondere bezüglich eines Beitritts systemrele-
vanter Länder zum sogenannten Speziellen Datenverbreitungsstandard Plus (SDDS 
Plus). 

Das Statistische Bundesamt ist von den G-20 Empfehlungen in den Bereichen Sektor-
konten, Staatsfinanzdaten und Immobilienpreise sowie im Entwicklungsprojekt zum 
Nachweis der Einkommens- und Vermögensverteilung im Rahmen der VGR und durch 
die Frage des möglichen Beitritts zum SDDS Plus betroffen. Hier sind weitere Anstren-
gungen erforderlich, um die G-20 Empfehlungen zu erfüllen. 

Aus deutscher Sicht sollten zunächst die Empfehlungen der G20 „Data Gaps Initiative“ 
abgearbeitet werden, bevor man neue Initiativen startet.  

 

http://www.imf.org/external/np/g20/pdf/102909.pdf
http://www.imf.org/external/np/g20/pdf/102909.pdf
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Außerdem sollte weiterhin auf ein ausgewogenes Kosten-Nutzen-Verhältnis und eine 
Aufwandsreduzierung bezüglich der Versendung nationaler Daten an mehrere interna-
tionale Organisationen geachtet werden. Darüber hinaus sollte in Erwägung gezogen 
werden, Flexibilitätsoptionen zur Erfüllung der G20-Empfehlungen einzuführen, da 
einige Länder beispielsweise Probleme haben, die Anforderungen des SDDS Plus zu 
erfüllen.  

Amtsleiterkonferenz in Bremen  

Die Amtsleiterkonferenz (ALK) behandelte in ihrer Tagung am 25. Juni 2013 schwer-
punktmäßig die strategischen Handlungsfelder des statistischen Verbundes und euro-
päische Entwicklungen.  

Zu Beginn der Tagung präsentierte das Statistische Bundesamt aktuelle Sachstände 
zur Umsetzung von ALK-Aufträgen sowie Berichte zur Verabschiedung des sogenann-
ten E-Government-Gesetzes durch den Bundesrat, zur Freischaltung des Publikations-
servers „Statistische Bibliothek“ und zur Tagung der Dienstaufsichtsbehörden am 
6. Juni 2013. Anschließend wurden die Ergebnisse und Empfehlungen des Abteilungs-
leitungsgremiums Fachstatistik (ALG FS) vom 14. und 15. Mai 2013 behandelt. Von 
den 18 Tagesordnungspunkten des ALG FS wurden insbesondere Qualitätsmanage-
ment und die Fortschreibung der Bevölkerung nach dem Zensus 2011 intensiver disku-
tiert. Das ALG FS ist auch mit der Umsetzung der strategischen Schwerpunkte im Ver-
bund beauftragt. Somit folgte ein Bericht über den Umsetzungsstand der Maßnahmen 
und das Controlling. Eine Maßnahme aus dem Bereich der strategischen Schwerpunk-
te befindet sich zurzeit in einer wichtigen Phase und wurde deshalb als ordentlicher 
Tagesordnungspunkt in der ALK behandelt: Die Weiterentwicklung des Systems der 
Haushaltsstatistiken. Zu diesem Projekt wurde der Projektstrukturplan von der ALK 
verabschiedet.  

Europäische Themen auf der Tagesordnung waren die Vorbereitung der zweiten Runde 
von Reviews, ein Bericht über den Upstream-Dialogue-Visit (UDV), ein Bericht über den 
Ausschuss für das Europäische Statistische System (AESS) und neue Vertragsmodali-
täten für EU-Finanzbeihilfen.  

Mit den Reviews wird regelmäßig in allen EU-Mitgliedstaaten die Umsetzung des Ver-
haltenskodex für europäische Statistiken überwacht. Hierzu werden voraussichtlich ab 
Ende 2013 Selbstbewertungen mit einem abgestimmten Fragebogen durchgeführt. 
Anschließend finden Besuche bei den nationalen Datenproduzenten statt (in Deutsch-
land: 33 Institutionen).  

Aus dem AESS wurde insbesondere über das Jahresarbeitsprogramm 2014 mit negati-
ven Prioritäten, die neue ESS-Geschäftsarchitektur, das VIP-Programm des ESS sowie 
über das Verfahren bei einem makroökonomischen Ungleichgewicht berichtet (siehe 
Artikel auf S. 8 in diesem Heft) berichtet.  

UDV ist eine Form von Gesprächsbesuchen, mit denen Eurostat die Qualität in den 
Staatsfinanzstatistiken überprüft. Bei UDV stehen vor allem die Basisstatistiken und 
ihre Datengrundlagen im Mittelpunkt. Eurostat besuchte deshalb nicht nur das Statis-
tische Bundesamt, sondern auch das Hessische Statistische Landesamt. Außerdem 
wurden weitere öffentliche Institutionen eingeladen, die Daten an die Finanzstatistiken 
liefern. Der Besuch fand vom 18. bis 21. Juni 2013 statt. Voraussichtlich im Herbst 
2013 ist ein zweiter UDV geplant, bei dem auch das Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg besucht wird.  

https://www.destatis.de/GPStatistik/content/below/index.xml
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Eurostat bietet für EU-Finanzbeihilfen künftig zwei verschiedene Vertragsmodalitäten 
an: „Einzelbegünstigter mit verbundenen Instanzen“ („Mono-Beneficiary with Affiliated 
Entities“) und „mehrere Begünstigte“ („Multi-Beneficiary Grant Agreement”). Die ALK 
hat sich dafür ausgesprochen, bis auf Weiteres bei Anträgen auf EU-Finanzbeihilfen 
das Statistische Bundesamt als „Einzelbegünstigten“ und die Statistischen Ämter der 
Länder als „verbundene Instanzen“ anzumelden.  

Im Anschluss an die ALK fanden eine Sondersitzung des Lenkungsausschusses Opti-
mierte Kooperation (LA OPTIKO) und die Lenkungskonferenz Zensus (LK Zensus) statt. 
Die nächste ALK tagt am 5. und 6. November 2013 in Wiesbaden.  

Das Statistische Bundesamt auf dem Zukunftskongress in 
Berlin  

„Man muss die Zukunft im Sinn 
haben und die Vergangenheit in den 
Akten“ – unter diesem Motto des 
bekannten französischen Staats-
manns Talleyrand stand die Eröff-
nungsveranstaltung des Zukunfts-
kongresses Staat & Verwaltung in 
Berlin, der am 25. und 26. Juni 2013 
im Berliner Congress Center abge-
halten wurde. Die Schirmherrschaft 
für diese neue Leitveranstaltung für 
Verwaltungsmodernisierung und 

E-Government hatte Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich.  

An beiden Tagen wurde in insgesamt 52 Workshops und 15 Zukunftsforen referiert und 
diskutiert über die drängenden Problemstellungen einer modernen, für die Zukunft gut 
aufgestellten Administration in einem funktionierenden Gemeinwesen. Hier einige 
Beispiele aus dem Programm: 

 „Warum ist Verwaltung attraktiv? – Herausforderungen der Personalpolitik  
im 21. Jahrhundert“  

 „Wie öffentlich ist der öffentliche Dienst – Social Media für die öffentliche 
Verwaltung“  

 „Die 4 Säulen eines sicheren und effizienten Rechenzentrumsbetriebs“  

 „Vernetzte Verwaltung – horizontal und vertikal“ 

Einige Forumsveranstaltungen waren hochkarätig besetzt, u. a. mit Bundesinnenminis-
ter Dr. Hans-Peter Friedrich, Staatssektretärin Cornelia Rogall-Grothe, Prof. Dr. Dieter 
Hundt (Präsident der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, BDA), 
Dr. Johannes Ludewig (Vorsitzender des Normenkontrollrates) und Dr. Klaus von 
Dohnanyi.  

Im Rahmen des Workshops „Wirkungsvolle Verwaltungsmodernisierung durch Pro-
zessmanagement – Erfolgreiche Praxisbeispiele in Zeiten von E-Government“ referier-
ten zwei Mitarbeiterinnen des Statistischen Bundesamtes über das Thema „Bench-
marking im Statistischen Bundesamt / Statistik ist doch gleich Statistik – oder?“.  
Darüber hinaus präsentierte sich das Statistische Bundesamt neben anderen Ge-

http://www.zukunftskongress.info/
http://www.zukunftskongress.info/
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schäftsbereichsbehörden im Rahmen der Begleitausstellung mit einem Infocounter  
auf der Fläche des Bundesinnenministeriums.  

Mongolei-Projekt – 6. Leitungstreffen in Wiesbaden  

Vom 10. bis 12. Juni 2013 trafen 
sich die Amtsleitung des mongoli-
schen Statistikamtes und hochran-
gige Weltbankvertreter unter Leitung 
von Präsident Roderich Egeler im 
Statistischen Bundesamt. Dabei 
standen der Projektverlauf des 
Weltbank-Twinnings des ersten 
Halbjahres 2013 und die Erreichung 
von Zielvorgaben sowie die Planun-
gen für die zweite Jahreshälfte im 

Mittelpunkt der Gespräche. 

Die Vertreter der Weltbank, Mustafa Dinc und Tserendagva Gerelgua, lobten die er-
reichten Erfolge und die Zusammenarbeit der mongolischen und deutschen Projekt-
partner. So haben die Beratungen des mongolischen Statistikamtes durch die Experten 
des Statistischen Bundesamtes zu zahlreichen Neuerungen im Partneramt in Ulan 
Bator geführt. Im Fokus stand insbesondere die Verbesserung der Kommunikation 
zwischen Datenproduzenten und -nutzern, die durch regelmäßige Informationsveran-
staltungen und Fortbildungen der Datennutzer gestärkt wird. Das aktuelle Motto des 
mongolischen Amtes „Nutzerfreundliche Daten“ wird auch durch den Aufbau eines 
Informationsservice, einer Bibliothek und der Weiterentwicklung des Internetauftritts 
mit Leben gefüllt.  

Seit Beginn des Projekts Ende 2010 wurden bereits 70 Prozent der Maßnahmen durch-
geführt. Für das zweite Halbjahr sind elf Beratungseinsätze in Ulan Bator bzw. Studien-
besuche in Wiesbaden geplant.
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Besuch aus China im Rahmen der chinesisch-deutschen  
Klimapartnerschaft  

Im Jahr 2009 vereinbar-
ten die deutsche und die 
chinesische Regierung 
eine deutsch-
chinesische Klimapart-
nerschaft. Gegenstand 
dieser Partnerschaft ist 
der fachpolitische Aus-
tausch 

 

 

 zu nationalen Strategien,  

 zur Bekämpfung des Klimawandels, 

 zur Anpassung an den Klimawandel,  

 zur Verbesserung von Energie- und Ressourceneffizienz in Produktionsprozes-
sen,  

 zu Kraftwerken und Gebäuden,  

 zu erneuerbaren Energien und  

 zu nachhaltigen Mobilitätskonzepten. 

Auf Wunsch des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) empfing das Statistische Bundesamt am 4. Juni 2013 eine chinesische Delega-
tion, die im Rahmen des vierten Treffens der Arbeitsgruppe zur bilateralen Klimapart-
nerschaft Deutschland besuchte.  

Um die Einführung eines Emissionshandelssystems in China fachlich zu unterstützen, 
wurden neben einer Einführung in das System der amtlichen Statistik in Deutschland 
die deutschen Erfahrungen bei der Erhebung klimawirksamer Stoffe und die Rolle des 
Statistischen Bundesamtes bei der Emissionsberichterstattung präsentiert und mit 
den Gästen diskutiert.  
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Stellvertretender Leiter des russischen Statistikamtes zu  
Besuch  

Seit 1999 findet im Rahmen der bilatera-
len Vereinbarung zur Zusammenarbeit 
zwischen dem Statistischen Bundesamt 
und dem russischen Statistikamt (Rosstat) 
ein regelmäßiger Wissens- und Erfah-
rungsaustausch statt.  

Vom 23. bis 25. April 2013 besuchten der 
stellvertretende Amtsleiter von Rosstat, 
Alexander Kewesch, und seine Delegation 
das Statistische Bundesamt. Im Fachpro-

gramm wurden Vorträge zum Statistiksystem Deutschlands und zur deutschen Außen-
handelsstatistik gehalten. Dabei standen die Klassifikation der Wirtschaftszweige, die 
Klassifikation der Außenhandelsstatistik und die Meldemöglichkeiten zur Intrahan-
delsstatistik im Mittelpunkt. Abschließend wurden die Ursachen für Asymmetrien und 
deren mögliche Bereinigung in den Daten zum bilateralen Handel zwischen Russland 
und Deutschland in 2012 besprochen.  

Bereits im April hatten der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Roderich Egeler, 
und Sibylle von Oppeln-Bronikowski (Leiterin der Abteilung B „Strategie und Planung, 
internationale Beziehungen, Forschung und Kommunikation“) das russische Statistik-
amt besucht mit dem Ziel der Intensivierung der langjährigen Kooperation beider Äm-
ter und zu einem gemeinsamen Erfahrungsaustausch über aktuelle amtspolitisch wich-
tige Themen wie die strategische Planung und die Datenqualität.  

Amtsleiterbesuch aus Frankreich  

Am 24. und 25. April 2013 be-
suchte Jean-Luc Tavernier, Amts-
leiter des französischen Statis-
tikamtes (INSEE), das Statisti-
sche Bundesamt. Für Jean-Luc 
Tavernier, der seit Anfang 2012 
die Funktion des Generaldirek-
tors von INSEE ausübt, war es 
der erste Besuch in Wiesbaden 
in seiner neuen Position. Er wur-
de von sechs leitenden Mitarbei-
tern seines Hauses begleitet. 

In freundlicher und entspannter Atmosphäre wurden zahlreiche strategische und fach-
liche Themen diskutiert. Es wurde vereinbart, dass die bilaterale Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Ämtern auf Leitungsebene und bei fachlichen Fragen intensiviert 
werden soll. Dies betrifft zum einen die Zusammenarbeit beider Ämter unter strategi-
schen Gesichtspunkten in Fragen der Weiterentwicklung des Europäischen Statisti-
schen Systems (ESS). Zum anderen soll auch die bilaterale Abstimmung in fachlichen 
Fragen mit gemeinsamen Initiativen zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Ergeb-

http://www.insee.fr/en/default.asp
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nisse europäischer Statistiken und ggf. daraus resultierenden gemeinsamen Positio-
nen in den Fachgremien des ESS ausgebaut werden.  

Darüber hinaus einigten sich die Amtsleiter, dass der Austausch auf der Ebene der 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zwischen beiden Ämtern im Rah-
men von Berufspraktika verstärkt werden soll. Das nächste Treffen auf Leitungsebene, 
mit dem der regelmäßige Austausch zwischen INSEE und dem Statistischen Bundes-
amt fortgesetzt wird, findet im 4. Quartal 2014 in Paris statt. 

Präsident begrüßt EU-Trainees und Mentoren zu Erfahrungs-
austausch  

Das Statistische Bundesamt engagiert 
sich seit über zehn Jahren im Trainee-
Programm der EU – Zeit, eine Bilanz 
zu ziehen und sich in einem Gespräch 
mit den Protagonisten der aktuellen 
Runde auszutauschen. Am 28. Mai 
2013 begrüßte Präsident Roderich 
Egeler hierzu die EU-Trainees und ihre 
Mentoren aus den Facheinheiten.  

Das von Eurostat organisierte Pro-
gramm richtet sich an Nachwuchs-

kräfte aus den Statistikbehörden in EU-Beitrittskandidatenländern. Es bietet ihnen die 
Möglichkeit, drei- bis sechsmonatige Arbeitsaufenthalte in EU-Statistikämtern zu ab-
solvieren. Die Trainees haben die Möglichkeit, ihren eigenen Aufgabenbereich aus 
einer anderen Perspektive kennenzulernen. Gleichzeitig bringen sie ihre eigenen beruf-
lichen Erfahrungen ein und unterstützen damit die Arbeit des Hauses.  

In der aktuellen Runde unterstützen vier Trainees das Statistische Bundesamt (drei aus 
dem türkischen Statistikamt und eine Kollegin aus Mazedonien). Die nächste Trainee-
Runde ist für das erste Halbjahr 2014 geplant. 

UNECE Work Session on the Communication of Statistics in 
Berlin  

Mit der Feststellung „Kommunikation ist die Antwort auf Komplexität“ eröffnete Sibylle 
von Oppeln-Bronikowski (Leiterin der Abteilung B „Strategie und Planung, internatio-
nale Beziehungen, Forschung und Kommunikation“ im Statistischen Bundesamt) die 
„UNECE Work Session on the Communication of Statistics“, die dieses Jahr in Berlin-
Dahlem stattfand. Vom 27. bis 29. Mai 2013 trafen sich über 90 Kommunikations-
experten statistischer Ämter und internationaler Organisationen aller Kontinente.  
Diskutiert wurde über Themen rund um die Veröffentlichung von Statistiken, z. B. die 
Herausforderungen neuer und sozialer Medien, Kundenorientierung und die Rolle in-
terner Kommunikation bei der Datenverbreitung.  

Die Ergebnisse und Präsentationen sind auf der Internetseite der UNECE abrufbar.

http://www.unece.org/stats/documents/2013.05.dissemination.html
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Soziale Medien – Gegenstand und Instrument der Forschung  

Am 27. und 28. Juni 2013 fand im Statis-
tischen Bundesamt die wissenschaftliche 
Tagung zum Thema „Soziale Medien – 
Gegenstand und Instrument der For-
schung“ mit insgesamt 100 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern statt. 

„Soziale Medien sind Gegenstand der 
Forschung, weil sie als gesellschaftliches 
Phänomen aus dem Tagesablauf vieler 
Menschen nicht mehr wegzudenken sind. 

Sie sind relevant für Verhalten, Einstellungen, speziell Informationssuche und Kom-
munikation“ stellte der moderierende ADM-Vorstandsvorsitzende Hartmut Scheffler in 
seiner Einführung fest. 

Es handelte sich dabei um die zehnte gemeinsame wissenschaftliche Tagung und 
somit eine Jubiläumsveranstaltung, die vom Statistischen Bundesamt zusammen mit 

 dem Arbeitskreis Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute e. V. (ADM) 
und  

 der Arbeitsgemeinschaft Sozialwissenschaftlicher Institute e. V. (ASI)  

veranstaltet wurde, wie Präsident Roderich Egeler in seiner Einführung betonte.  
Der ADM, die ASI und das Statistische Bundesamt blicken mit diesen alle zwei Jahre 
stattfindenden Veranstaltungen somit auf 18 Jahre gemeinsamer Arbeit zurück. 

Da soziale Medien nicht nur Instrument der Forschung, sondern in der universitären 
Sozialforschung wichtiger Gegenstand der Forschung sind, war es für die Veranstalter  
wichtig, im Tagungsprogramm einen Mix von Wissenschaftler/-innen und Forscher/ 
-innen aus Markt- und Sozialforschung sowie amtlicher Statistik zu realisieren. Das 
Statistische Bundesamt war mit dem Vortrag „Amtliche Statistik und soziale Medien“ 
beteiligt. Aus dem Bereich der Marktforschung war u. a. Olaf Hofmann „Institut für 
Markt- und Kommunikationsforschung“ (SKOPOS) mit dem Vortrag „Methoden des 
Social Media Monitoring“ vertreten. Anhand eines konkreten Forschungsprojektes 
zeigte er Möglichkeiten, Limitierungen und Fallstricke einer Social Media-Analyse auf. 

Die etablierte Reihe gemeinsamer wissenschaftlicher Tagungen beleuchtet Themenfel-
der, die für Marktforscher, Sozialwissenschaftler und amtliche Statistik gleichermaßen 
von Interesse sind. Sie bildet eine Basis für einen intensiven, persönlichen Informati-
ons- und Erfahrungsaustausch aller Beteiligten. 

Das Programmheft mit den Kurzfassungen ist auf www.destatis.de abrufbar. Voraus-
sichtlich im Herbst 2013 wird die ASI einen kostenpflichtigen Tagungsband mit den 
Langfassungen der Beiträge veröffentlichen.

https://inet.wi.stba.de/DE/Chefredaktion/AktuelleMeldungen/2013/07/Download/20130701_WissTagungScheffler.pdf?__blob=publicationFile
https://www.adm-ev.de/index.php?id=startseite
http://www.asi-ev.org/
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/Veranstaltungen/SozialMedien.pdf?__blob=publicationFile
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Methoden der empirischen Sozialforschung in amtlichen 
Haushaltsstatistiken  

Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) 
und das Statistische Bundesamt veranstalteten 
am 16. Mai 2013 den Workshop „Methoden der 
empirischen Sozialforschung in amtlichen Haus-
haltsstatistiken“.  

Mit diesem Workshop waren v. a. Vertreterinnen 
und Vertreter der Wissenschaft eingeladen, sich 
mit ihrer Expertise an der Weiterentwicklung des 
Systems der amtlichen Haushaltsstatistiken zu 
beteiligen. Vizepräsident Dieter Sarreither be-
grüßte die knapp 80 Teilnehmenden aus Wissen-
schaft, Verbänden, Statistischen Ämtern der Län-
der und vom Statistischen Bundesamt, die aktu-
elle Fragen und Entwicklungen hinsichtlich der 
Methoden der empirischen Sozialforschung in 
den amtlichen Haushaltsstatistiken erörterten. 

Das Programm des Workshops umfasste insgesamt sechs spannende Fachvorträge.  

Einleitend wurde mit dem im statistischen Verbund erarbeiteten und abgestimmten 
„Grundmodell“ die Architektur des künftigen Systems der amtlichen Haushaltsstatis-
tiken vorgestellt. Im Anschluss präsentierte die Deutsche Bundesbank die in der Stu-
die „Private Haushalte und ihre Finanzen (PHF)“ angewandte Methodik zur Ziehung 
disproportionaler Stichproben. Ein Mitarbeiter des Leibniz-Instituts für Sozialwissen-
schaften (GESIS) referierte zum Thema „Ausschöpfungsquote und Stichprobenquali-
tät“. In den von ihm präsentierten Methodenexperimenten der „Allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften“ (ALLBUS) ging es u. a. um die Frage, wie die 
Beteiligungsbereitschaft der Bevölkerung an freiwilligen Erhebungen gesteigert werden 
kann. Die methodischen Herausforderungen bei der Erfassung von Bildung und Ausbil-
dung waren Gegenstand des Vortrags eines weiteren GESIS-Wissenschaftlers. Dabei 
analysierte er Effekte von Fragebogenveränderungen zu diesem Themenbereich im 
Mikrozensus und untersuchte Mode- und Proxy-Effekte. Anschließend behandelte ein 
Wissenschaftler der Otto-Friedrich-Universität Bamberg das Thema Datenfusion. Er be-
leuchtete die theoretischen Grundlagen der Datenfusion und legte die Arbeitsschritte 
dar, welche zur erfolgreichen Durchführung einer Datenfusion umgesetzt werden müs-
sen. Den Abschluss bildete ein Vortrag der Universität Trier über die Möglichkeiten der 
Small-Area-Methoden in deutschen Haushaltsstatistiken zur Erstellung kleinräumiger 
Ergebnisse. 

Die wissenschaftlichen Beiträge der Referenten werden in einem Tagungsband zu-
sammengefasst, der voraussichtlich im August 2013 beim SCIVERO Verlag erscheint. 

Die Tagungsdokumentation mit den Vortragspräsentationen und dem Programmheft 
mit Kurzfassungen der Beiträge ist unter www.destatis.de verfügbar. 

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Wissenschaftsforum/Kolloquien/Kolloquien.psml
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/Veranstaltungen/VeranstaltungenArchiv/Haushaltsstatistiken/Haushaltsstatistiken.html
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Leiterin der Abteilung F – Dr. Sabine Bechtold 

Frau Dr. Sabine Bechtold leitet seit 2006 die heutige Abteilung F 
„Bevölkerung, Finanzen und Steuern“ im Statistischen Bundesamt. 
Ihre Laufbahn begonnen hat sie mit einer Ausbildung zur Assisten-
tin der Markt- und Meinungsforschung im Institut für Demoskopie 
Allensbach. Anschließend folgten ein Studium der Volkswirt-
schaftslehre und eine Promotion an der Johannes-Gutenberg-
Universität Mainz. Welche Stationen sie nach ihrem Einstieg in die 
amtliche Statistik 1990 durchlaufen hat, welche Herausforderun-
gen sie sich für die Zukunft vorgenommen hat und wie sie nach 
Feierabend abschaltet erfahren Sie im folgenden Interview.  

 
Sehr geehrte Frau Dr. Bechtold, Sie sind das Gesicht des Zensus 2011. Welche Statio-
nen im Statistischen Bundesamt lagen auf Ihrem Weg dahin? 

Angefangen habe ich in der heutigen Gruppe B 2, im „Institut für Forschung und Ent-
wicklung in der Bundesstatistik“. Dort war ich relativ lange. Meine Schwerpunkte wa-
ren § 7-Erhebungen, die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und die Gründung des 
Forschungsdatenzentrums des Bundes, dessen Leitung dann Herr Prof. Dr. Zwick über-
nommen hat. 
Nach dieser Zeit bei Gruppe B 2 ging ich in die Bevölkerungsstatistik, welche ich drei 
Jahre geleitet habe. Danach trug ich für ein Jahr die Verantwortung für die Preisstatistik 
und übernahm anschließend die Leitung meiner heutigen Abteilung. 
Seit meiner Zeit in dieser Abteilung ist der Zensus ein sehr dominierendes Thema. 
Die ersten Jahre des Zensus arbeiteten wir sehr intensiv intern an einem Verfahren für 
den Zensus, bis zum Januar 2008, als eine erste Pressekonferenz stattfand, um die 
Öffentlichkeit auf den kommenden Zensus vorzubereiten. Im Sommer 2010 fanden 
viele Journalistenworkshops statt, da ab Herbst 2010 die Vorbefragung der Gebäude- 
und Wohnungszählung lief. Auch im Frühjahr 2011 und jetzt zur Veröffentlichung der 
ersten Ergebnisse führten wir noch einmal viele Presse- und Hintergrundgespräche. So 
kam es, dass unsere Pressestelle mich als das Gesicht des Zensus bezeichnet.  

Welche Ereignisse des Zensus 2011 haben Sie besonders überrascht? 

Ehrlich gesagt war ich überrascht, dass wir so hohe Abweichungen vom Fortschrei-
bungsergebnis haben. Wir haben zwar damit gerechnet, dass wir mit der Fortschrei-
bung 1,3 Millionen zu hoch liegen, das bezog sich aber auf den Zensustest, der 2001 
bis 2003 durchgeführt wurde. Diese Ergebnisse sind also schon zehn Jahre alt und ich 
hätte erwartet, dass durch die Einführung der Steuernummer die Abweichung eher 
runter geht als hoch. Es haben sich natürlich in den letzten zehn Jahren weitere Fehler 
in die Fortschreibung eingeschlichen, aber den Korrektureffekt durch die Steuernum-
mer hätte ich größer erwartet.  

Am 31. Mai wurde die Bevölkerungszahl veröffentlicht. Hatten Sie nach der Veröffent-
lichung eine kleine Auszeit? 

Der Zensus ist noch nicht fertig. Wir haben ja nur die ersten Ergebnisse veröffentlicht. 
Von daher ging es auch wirklich direkt weiter. In der Woche nach der Veröffentlichung 
haben wir zum Beispiel mit den Dienstaufsichtsbehörden über das Thema Zensus und 
die Auswirkungen der Differenz zur Fortschreibung beraten. Bei der Projektleitung be-
raten wir, wie wir die Zensusergebnisse weiter auswerten und wie wir sie in die Bevöl-
kerungsstatistik einbringen. Der Terminkalender ist also nach wie vor ziemlich voll.  
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Die europäische Rechtslage schreibt einen Zensus alle zehn Jahre vor. Was haben Sie 
sich für den Zensus 2021 vorgenommen? 

Als erstes müssen wir die Evaluierung des Zensus 2011 abwarten, um zu sehen welche 
Lehren wir aus dem derzeitigen Modell ziehen können. Außerdem muss man sehen, 
dass zehn Jahre eine lange Zeit sind, in der sich die Datenlage der nutzbaren externen 
Quellen extrem ändern kann. Insofern ist es heute etwas früh, um zu sagen, wo wir 
hinwollen. Wir müssen abwarten, wie die Verwaltungsregister aussehen und welcher 
Datenbedarf besteht, bevor wir entscheiden, ob das Modell von 2011 auf 2021 über-
tragen werden soll.  
Ein persönlicher Wunsch von mir wäre, dass wir das Anschriften- und Gebäuderegister 
nicht für jeden Zensus komplett neu aufbauen und hinterher löschen müssen. Zu dem 
Zeitpunkt, wenn wir das Register von diesem Zensus löschen, werden wir unmittelbar 
anfangen müssen mit dem Neuaufbau für den nächsten. Da wünsche ich mir Lösun-
gen, die zu einem dauerhaften Anschriften- und Gebäuderegister führen. Das muss 
nicht zwingend ein Statistikregister sein. Denkbar wäre auch ein Verwaltungsregister, 
das für die Statistik genutzt werden darf.  

Nun müssen alle Statistiken mit Bezug zur Bevölkerung auf die neue Basis des Zensus 
2011 umgestellt werden. Wie gehen Sie dabei vor? 

Zuerst integrieren wir die Zensusergebnisse in die Bevölkerungsstatistik im engeren 
Sinne, also die Bevölkerungsfortschreibung. Das machen wir stufenweise: Damit wir 
sehr zeitnah und unmittelbar mit dem Zensusergebnis auch eine aktuelle Fortschrei-
bung haben, wird vorerst nur in reduzierter Form fortgeschrieben. So bringen wir die 
Bevölkerungszahl auf den aktuellen Stand, untergliedert nach Geschlecht und 
deutsch/nicht deutsch. Zum zweiten Veröffentlichungstermin Anfang 2014 werden wir 
belastbare Ergebnisse haben für einzelne Altersjahre der Bevölkerung, die wir fort-
schreiben können. Danach werden wir die Bevölkerungsfortschreibung in voller 
Schönheit anbieten, also mit allen Untergliederungen, z. B. Familienstand und Staats-
angehörigkeit. Wir warten also nicht, bis alle Details vorliegen, sondern bieten stufen-
weise das an, was möglich ist.  
Das ist jetzt der Blick nach vorne. Wir müssen natürlich auch zurückrechnen. Das wer-
den wir, je weiter es zurückgeht, immer kursorischer machen. Irgendwann wird nur 
noch die Gesamtbevölkerungszahl zurückgerechnet. Vor allem die Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechungen und die Europäische Union brauchen diese Ergebnisse. Aber 
auch andere Statistiken, die mit der Bevölkerungszahl hochrechnen, müssen mit den 
neuen Ergebnissen neu gerechnet und zum Teil auch zurückgerechnet werden. Z. B. für 
den Mikrozensus und für EU-SILC müssen wir bis 2008 rückwirkend neu hochrechnen 
(Anmerkung der Redaktion: EU-SILC ist die EU-Statistik zu Einkommen und Lebensbe-
dingungen in Deutschland und Europa). Wir werden auch eine neue Bevölkerungs-
vorausberechnung brauchen, die wir dann ab Ende 2014 vorstellen wollen. Auf die 
Bevölkerungsstatistik kommt jetzt ein riesiger Berg an Arbeit zu, weil sie im Prinzip alle 
ihre Daten neu justieren muss.  

Welche Schwerpunkte werden Sie in Ihrer Abteilung in den kommenden Jahren setzen? 

Nun muss der Zensus erst einmal fertig werden. Dann werden wir evaluieren und aus-
werten. Aber ich gehe fest davon aus, dass ich in dieser Zeit auch wieder stärker für 
die anderen Bereiche der Abteilung da sein kann. Wir haben die Steuerstatistiken und 
die Finanzstatistiken in der Abteilung, die auch massiven Veränderungen unterliegen. 
Die Finanzstatistik muss sich an die verschärften europäischen Anforderungen zur 
Qualität der Daten anpassen. Dort stehen wir sehr unter Beobachtung. Gerade Ende 
Juni fand ein Besuch von Eurostat statt, um die Finanzstatistiken und ihre Datengrund-
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lagen zu überprüfen. Im Bereich der Steuerstatistiken wird ein neues steuerstatisti-
sches Gesamtsystem umgesetzt, woran wir seit einigen Jahren arbeiten. Und auch der 
Bereich Mikrozensus muss sich nicht nur an die neuen Bevölkerungszahlen anpassen: 
Für die amtlichen Haushaltsstatistiken wird für die Zeit ab 2017 ein neues Modell vor-
bereitet, was auch intensive Arbeit für uns bedeutet. Mit der Weiterentwicklung des 
Systems der Haushaltsstatistiken kommen riesige Veränderungen auf den Mikrozen-
sus zu. Es werden also keine ruhigen Jahre, nur weil der Zensus vorbei ist.  

Zusätzlich zu Ihren Aufgaben im Statistischen Bundesamt sind Sie nebenamtliche 
Direktorin im Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB). Welche Aufgaben neh-
men Sie dort wahr? 

Ich tausche mich regelmäßig aus mit dem Direktor des BiB, Herrn Prof. Dr. Schneider, 
über fachliche Entwicklungen bei uns in der Bevölkerungsstatistik und bei ihm in der 
Bevölkerungsforschung. Zudem nehme ich an der Personalauswahl im höheren Dienst 
und an Kuratoriumssitzungen teil. Ich bin aber keine Stellvertreterin oder ähnliches. 
Der fachliche Austausch dient vor allem dazu, dass das BiB stets auf dem neuesten 
Stand bleibt, was die Zahlen angeht und dass wir wissenschaftlichen Input bekommen 
aus der Bevölkerungsforschung. 

Für einige Zeit waren Sie auch stellvertretende Gleichstellungsbeauftragte. Wie bewer-
ten Sie die Erfolge des Statistischen Bundesamtes bei der Gleichstellung von Frauen 
und Männern? 

Das hieß damals noch Frauenbeauftragte, nicht Gleichstellungsbeauftragte. Ich war in 
den ersten sechs Jahren nach Einführung dieser Funktion gemeinsam mit einer weite-
ren Kollegin als Stellvertreterin aktiv. Wir haben das zu zweit gemacht, weil wir für 
diese Tätigkeit nicht freigestellt wurden und es sonst zuviel geworden wäre. Wir haben 
sehr kämpfen müssen, damit das Thema überhaupt ankommt im Haus. Es wurde von 
vielen gar nicht als notwendig angesehen, da irgendetwas zu tun. Die ersten Jahre 
habe ich als ein Anrennen gegen Mauern empfunden. Wenn man das mal Revue pas-
sieren lässt und mit der heutigen Situation vergleicht, in der das Gleichstellungsthema 
überall angekommen ist und überhaupt nicht mehr in Frage gestellt wird, haben wir 
mittlerweile eine riesige Veränderung erreicht. Auch wenn man sich das Verhältnis von 
Männern zu Frauen anschaut in den verschiedenen Hierarchiestufen, sieht man überall 
ein positives Bild. Zum Teil haben wir überhaupt keine Unterrepräsentanz mehr. Im 
Moment haben wir bei den Abteilungsleitungen sogar die Mehrheit. Aber das kann 
sich natürlich auch schnell wieder ändern. Die Themen Gleichstellung und Repräsen-
tanz von Frauen werden nicht mehr in Frage gestellt und wir haben an etlichen Stellen 
auch keine Defizite mehr. Was jetzt hochkommt als Thema ist Vereinbarkeit. Und das 
ist bei weitem nicht mehr nur ein Frauenthema, sondern zunehmend auch ein Männer-
thema. Immer mehr Väter nehmen sich Zeit für ihre Kinder und arbeiten in Teilzeit. 
Damit ist es also aus der Ecke des Frauenthemas heraus.  

Zum Thema Vereinbarkeit passt auch unsere letzte Frage:  Sie haben früher gerne 
Mode geschneidert. Machen Sie das noch? 

Viel zu wenig, nach meinem Geschmack, sodass mein Stoffberg immer weiter wächst. 
Aber in diesem Winter habe ich mir einen Wintermantel genäht, das war mal wieder ein 
größeres Projekt. Es gibt Leute, die machen Yoga, um herunterzukommen, und ich 
setze mich an meine Nähmaschine. Da werde ich auch nicht müde. Irgendwann merke 
ich dann, dass es schon vier Uhr ist und ich dringend ins Bett muss.  

Frau Dr. Bechtold, wir danken Ihnen für dieses Gespräch. 
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Zensus 2011: 80,2 Millionen Einwohner lebten am 
9. Mai 2011 in Deutschland  

Am 9. Mai 2011 lebten in 
Deutschland nach den jetzt 
vorliegenden Ergebnissen des 
Zensus 2011 80,2 Millionen 
Einwohner. „Gegenüber der 
bisher gültigen Bevölkerungs-

zahl aus der amtlichen Bevölkerungsfortschreibung gab es am Zensusstichtag damit in 
Deutschland rund 1,5 Millionen Einwohner weniger als bislang angenommen“, sagte 
Roderich Egeler, Präsident des Statistischen Bundesamtes, auf der Pressekonferenz 
am 31. Mai 2013, zur Vorstellung der Ergebnisse des Zensus 2011 in Berlin. 

Von den rund 80,2 Millionen Einwohnern hatten am 9. Mai 2011 etwa 74 Millionen 
Personen (92,3 %) die deutsche Staatsangehörigkeit. Knapp 6,2 Millionen Einwohner 
(7,7 %) besaßen eine ausländische Staatsangehörigkeit. 

Der Vergleich der Zensusergebnisse mit den bisherigen Bevölkerungszahlen aus der 
amtlichen Bevölkerungsfortschreibung zeigt bei den Deutschen mit – 0,6 % eine rela-
tiv geringe Abweichung (– 428 000 Personen). Bei den Ausländer/-innen hingegen lag 
die Differenz der Bevölkerungszahlen bei – 14,9 %, das sind nahezu 1,1 Millionen 
Personen weniger als bislang angenommen. 

Insgesamt 15 Millionen Personen mit Migrationshintergrund lebten im Mai 2011 in 
Deutschland; dies entspricht knapp 19 % der Bevölkerung. Als Personen mit Migrati-
onshintergrund zählen im Zensus 2011 alle Ausländer/-innen sowie alle Deutschen, 
die nach 1955 auf das Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutschland zugewandert 
sind oder mindestens einen nach 1955 zugewanderten Elternteil haben. Dieser Anteil 
variiert zwischen den Bundesländern stark. Den höchsten Anteil in den westlichen 
Bundesländern gab es mit 27,5 % in Hamburg, den geringsten Anteil in Schleswig-
Holstein (11,7 %). In den östlichen Bundesländern liegt der Anteil der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund durchweg unter 5 %. 

Im Mai 2011 gab es in Deutschland knapp 34 000 eingetragene (gleichgeschlechtli-
che) Lebenspartnerschaften, davon waren rund 40 % Lebenspartnerschaften von Frau-
en. Insgesamt lebten 5 700 Kinder in Familien, deren Eltern eine eingetragene Lebens-
partnerschaft führten, die meisten davon (86 %) in Lebenspartnerschaften von Frauen. 

In Deutschland waren zum Zeitpunkt des Zensus rund 40 Millionen Menschen erwerbs-
tätig, 53,2 % Männer und 46,8 % Frauen. Die ermittelten Erwerbstätigenzahlen bestä-
tigen damit im Wesentlichen die Ergebnisse des Mikrozensus 2011. Die Erwerbstäti-
genquote, das ist der Anteil der Erwerbstätigen im Alter von 15 bis 74 Jahren an der 
Bevölkerung im gleichen Alter, betrug 64,5 %. 2,1 Millionen Personen waren erwerbs-
los. 

Zum Zensusstichtag hatten 35,6 % der Personen über 15 Jahren einen Haupt- bezie-
hungsweise Volksschulabschluss, 26,9 % besaßen die mittlere Reife oder einen 
gleichwertigen Abschluss und 28,3 % die Fachhochschul- oder Hochschulreife.  
4,4 % befanden sich am Zensusstichtag noch in schulischer Ausbildung. Ohne Schul-
abschluss sind nach den Zensusergebnissen 4,7 % der Bevölkerung über 15 Jahren, 
das sind 3,2 Millionen Menschen. 
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Am Stichtag 9. Mai 2011 gab es in Deutschland 19,1 Millionen Gebäude mit Wohn-
raum und 10 000 bewohnte Unterkünfte – das sind zum Beispiel Wohncontainer, Gar-
tenlauben und fest verankerte Wohnschiffe. Die Zahl der Wohnungen insgesamt lag 
bei 41,3 Millionen. In Gebäuden mit Wohnraum ohne Wohnheime und ohne bewohnte 
Unterkünfte gab es 40,8 Millionen Wohnungen – das waren 500 000 mehr als in der 
bislang gültigen Fortschreibung des Wohnungsbestandes. 

Deutschland zeichnet sich im internationalen Vergleich traditionell durch eine niedrige 
Eigentümerquote aus, also den Anteil der bewohnten Wohnungen, die von den Eigen-
tümern selbst bewohnt werden. Zwar ist die Eigentümerquote in den letzten Jahren 
langsam aber kontinuierlich gestiegen – am Zensusstichtag betrug sie 45,8 %. Damit 
wohnte aber immer noch die Mehrheit der Haushalte zur Miete. 

In Wohngebäuden liegt die Leerstandsquote in Deutschland insgesamt bei 4,4 %  
(ohne Wohnheime), im Osten ist sie allerdings höher als im Westen.  

Ausführlichere Informationen zu den Ergebnissen des Zensus 2011 enthalten das 
Statement von Präsident Roderich Egeler zur Pressekonferenz sowie das zusätzliche 
Begleitmaterial, die im Internetangebot unter www.destatis.de verfügbar sind. Hier 
finden sich auch Tabellen mit zusätzlichen Informationen. 

Die gesamten Zensusergebnisse können über die zentrale Zensusdatenbank der Sta-
tistischen Ämter des Bundes und der Länder unter www.zensus2011.de abgerufen 
werden. 

https://www.zensus2011.de/
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Internationales / Indikatoren 

Europa 2020: Fakten und Trends  

In der Europa 2020-Strategie, mit der die EU-Staaten 
Beschäftigung und Wachstum in der EU bis 2020 för-
dern wollen, wurden politische Ziele vereinbart, die 
sich in Zahlen ausdrücken lassen. Drei Jahre nachdem 
die Europa 2020-Strategie von den europäischen 
Staats- und Regierungschefs beschlossen wurde, war 
der Europatag am 9. Mai 2013 Anlass, eine Bilanz der 
statistischen Messzahlen zu präsentieren: In welchen 

Bereichen sind Fortschritte zu verzeichnen? Wo besteht noch Nachholbedarf? Und wie 
wirkt sich die Wirtschaftskrise auf die Erreichbarkeit der Europa 2020-Ziele aus? 

Ob Geburtenzahlen, Steuereinnahmen, Verkehrsaufkommen oder Beschäftigungsent-
wicklung: Amtliche Statistiken bilden die Basis für viele weitreichende politische Ent-
scheidungen.  

Die Bilanz des bisher Erreichten fällt gemischt aus: Eines der Ziele besteht darin, Treib-
hausgasemissionen bis 2020 um mindestens 20 % zu senken. In den Jahren 1990 bis 
2010 hat die EU die Emissionen bereits um 15 % reduziert und ist derzeit auf Kurs, das 
selbst gesetzte Ziel einzuhalten. Rückschläge gab es bei dem Vorhaben, die Zahl der 
von Armut und sozialer Ausgrenzung Betroffenen bis 2020 um 20 Millionen Menschen 
zu senken: Zuletzt stieg die Zahl aufgrund der europäischen Wirtschafts- und Finanz-
krise von 116 Millionen im Jahr 2010 auf knapp 120 Millionen im Jahr 2011.  

Mehr Informationen zur Europa 2020-Strategie sowie eine Bestandsaufnahme der 
Situation in den verschiedenen Mitgliedstaaten finden Sie in der Broschüre Europa 
2020 – Die Zukunftsstrategie der EU. 

Abschlussbericht der Enquete-Kommission verabschiedet  

Am 15.  April 2013 hat die vom Deutschen Bundestag eingesetzte Enquete-Kommis-
sion „Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ ihren Abschlussbericht einschließlich 
der Wohlstandsindikatoren mit den Stimmen aller fünf Fraktionen einstimmig verab-
schiedet und veröffentlicht (siehe Abschussbericht: Teil 1 und Teil 2). 

Die zehn Leitindikatoren sollen drei unterschiedliche Bereiche abdecken: materielle 
Wohlfahrt wird mit drei, Soziales und Teilhabe wird mit vier und Ökologie wird mit drei 
Indikatoren abgebildet. Die Indikatoren sollen z. B. die Entwicklungen bei der Einkom-
mensverteilung, der Gesundheit, der Bildung, den demokratischen Freiheiten, auf dem 
Arbeitsmarkt sowie bei der Umweltqualität stärker beleuchten. Ergänzend werden 
sogenannte Warnlampen vorgeschlagen. Diese rücken in den Blick, sobald politisch 
bestimmte Schwellenwerte überschritten werden. Auch die nicht-marktvermittelte 
Arbeit, wie Hausarbeit, Kinderziehung, Pflege und ehrenamtliche Tätigkeiten, findet in 
diesem Rahmen einen Platz. Mitte Mai 2013 hat der Deutsche Bundestag über die 
Ergebnisse der Enquete-Kommission beraten. 

Weitere Informationen zur Enquete-Kommission enthält Heft 1/2013 (Seite 25) der 
Informationen aus der amtlichen Statistik. 

 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Internationales/BroschuereEuropa2020_0000149139004.pdf;jsessionid=CD8901A7591B7560717D3918776FA0C3.cae3?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Internationales/BroschuereEuropa2020_0000149139004.pdf;jsessionid=CD8901A7591B7560717D3918776FA0C3.cae3?__blob=publicationFile
http://www.bundestag.de/bundestag/gremien/enquete/wachstum/Kommissionsdrucksachen/123_EKWWL_Gesamtbericht_Teil1.pdf
http://www.bundestag.de/bundestag/gremien/enquete/wachstum/Kommissionsdrucksachen/123_EKWWL_Gesamtbericht_Teil2.pdf
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/LeitungOrganisation/StatistischerBeirat/ServiceVeroeffentlichungen/InfoAmtStatistik131.pdf?__blob=publicationFile
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Jahresbericht 2012  

Anfang Mai ist der neue Jahresbericht des Statistischen Bun-
desamtes erschienen. Die Zielgruppe des Jahresberichts sind 
politische Entscheidungsträger, Ministerien, andere Behör-
den, Verbände, weitere Statistikproduzenten und die interes-
sierte Öffentlichkeit. Er soll aber auch für Leserinnen und 
Leser ohne statistische Fachkenntnisse verständlich sein und 
ihr Interesse an den (Dienst-)Leistungen des Statistischen 
Bundesamtes wecken. 

Highlights des Jahresberichts 2012 sind wieder die Inter-
views, dieses Mal geführt mit Bundesbankpräsident Dr. Jens 

Weidmann und dem Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, 
Dr. Ulrich Schneider. Unter anderem wird über die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS), zehn Jahre Forschungsdatenzentren und die Finanzkrise berichtet.  

Im Kundenprofil wird dieses Mal der Finanzdienstleister Bloomberg L. P. vorgestellt. 
Der Jahresbericht hat sich mit 60 000 Downloads mittlerweile zu einem der beliebtes-
ten Downloadprodukte im Veröffentlichungsbereich entwickelt. 

Der Jahresbericht 2012 steht kostenfrei im Internetangebot des Statistischen Bundes-
amtes zur Verfügung. 

Strategie und Programm: Was tut sich in der Statistik?  

Es gibt fast 400 Bundesstatistiken – doch wie heißen sie und 
womit beschäftigen sie sich? Der aktuelle Strategie- und Pro-
grammplan 2013—2017 erklärt nicht nur, wie Bundesstatistik und 
europäische Statistik funktionieren. Er gibt auch einen Überblick 
über die thematische Bandbreite der Statistik: Von Agrarzensus 
bis Zeitbudgeterhebung beschreibt der Strategie- und Programm-
plan alle Bundesstatistiken, ihre Kosten sowie Vorhaben zu ihrer 
Weiterentwicklung. Die Veröffentlichung steht kostenfrei im Inter-
netangebot des Statistischen Bundesamtes als Download zur 
Verfügung.  

Jahresbericht: Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung  

Die Bundesregierung informiert in ihrem Jahresbericht vom 
15. Mai 2013 mittels Analysen des Statistischen Bundesamtes 
über die Umsetzung des Programms „Bürokratieabbau und 
bessere Rechtsetzung“. Der Bericht zeigt, welche Fortschritte 
beim Abbau von Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
in den vergangenen Jahren erreicht wurden und wie sich der 
gesamte Erfüllungsaufwand aus bundesrechtlichen Regelun-
gen im Jahr 2012 verändert hat. 

Die weitere Entwicklung der Bürokratiekosten der Wirtschaft 
zeichnet der neue Bürokratiekostenindex (BKI) nach, den das 

https://inet.wi.stba.de/DE/Chefredaktion/AktuelleMeldungen/2013/05/Download/20130513_Jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/UnsereAufgaben/Jahresberichte/Jahresbericht2012.html
https://www.destatis.de/DE/UeberUns/UnsereZiele/Strategieplan2017.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2013/05/2013-05-15-buerokratieabbau.html;jsessionid=22512C961F00B6AEDC7F14755CF322BD.s4t1?nn=392426
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/WirtschaftStatistik/AllgemeinesMethoden/DerBuerokratiekostenindex_62013.pdf?__blob=publicationFile
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Statistische Bundesamt im vergangenen Jahr entwickelt hat. Er gibt an, wie sich die 
Bürokratiekosten der Wirtschaft aus Informationspflichten im Zeitablauf verändern, 
und wird monatlich fortgeschrieben. Datengrundlage ist die vom Statistischen Bun-
desamt geführte Datenbank über die Bürokratiekosten. Beschlüsse der Bundesregie-
rung, die Auswirkungen auf die Bürokratiekosten der Wirtschaft haben, werden doku-
mentiert und im Verlauf des Index dargestellt. Zudem liegt erstmals für ein komplettes 
Kalenderjahr die Datenbasis zur Darstellung des Erfüllungsaufwands aus dem Gesetz-
gebungsprozess vor, die Analysen zum Entwicklungsverlauf ermöglicht. 

In Zukunft wird die enge Zusammenarbeit von Bundesregierung und Statistischem 
Bundesamt im Bereich der Bürokratiekostenmessung um einen weiteren wichtigen 
Baustein ergänzt: Die Bundesregierung hat ein systematisches Evaluierungsverfahren 
für neue bundesrechtliche Regelungen beschlossen, bei dem das Statistische Bundes-
amt eine zentrale Rolle einnimmt. Das Statistische Bundesamt misst – zwei Jahre nach 
dem tatsächlichen Inkrafttreten einer Regelung – den ursprünglich geschätzten Auf-
wand nach. 

Weitere Informationen zum Bericht der Bundesregierung, dem Bürokratiekostenindex 
und den Ergebnissen der Bürokratiekostenmessung stehen im Internetangebot des 
Statistischen Bundesamtes zur Verfügung.

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Buerokratiekosten/Buerokratiekosten.html
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Bevölkerung / Finanzen und Steuern 

Bevölkerungsstatistik auf neuer Gesetzesgrundlage  

Am 1. Januar 2014 tritt das Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung und 
die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes (Bevölkerungsstatistikgesetz – BevStatG) 
vom 20. April 2013 (BGBl. I S. 826) in Kraft. 

Das Bevölkerungsstatistikgesetz bedurfte einer grundlegenden Überarbeitung, um 
Unzulänglichkeiten des 1957 in Kraft getretenen Gesetzes zu beseitigen. So werden 
jetzt erstmals die zu erhebenden Hilfsmerkmale im Gesetz konkret benannt. 

Das Gesetz sieht daneben sprachliche Anpassungen an das vor Jahren geänderte 
Scheidungs- und Kindschaftsrecht, an das 2009 in Kraft getretene Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit sowie eine bessere Erfassung der Daten zur deutschen Staatsangehörigkeit vor. 

Da die Lebenspartnerschaft durch die Reform des Personenstandsrechts als neuer 
Personenstand aufgenommen wurde, ist sie künftig als solcher in der Statistik der 
natürlichen Bevölkerungsbewegung zu erfassen. 

Zudem werden weitere Änderungen berücksichtigt, die sich aus der Reform des Perso-
nenstandsrechts zum 1. Januar 2009 ergeben haben. So wird beispielsweise auf die 
Erhebung der Angaben zur Religion bei den Standesämtern verzichtet, weil diese dort 
nur noch eingeschränkt und nur auf besonderen Wunsch der Betroffenen eingetragen 
werden. 

Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes  

Das Gesetz zur Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes vom 22. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1312) ist am 27. Mai 2013 im Bundesgesetzblatt verkündet worden. Mit der 
Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes (FPStatG) werden vor allem statis-
tische Anforderungen der Europäischen Union erfüllt.  

In der Statistik über die Schulden, Sicherheiten für Schulden und Finanzaktiva sind bei 
den Erhebungseinheiten, die nach der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 zum Sektor Staat 
gehören, differenzierte Daten zu Schuldenerlassen und -übernahmen zu erheben, um 
diese an Eurostat zu übermitteln.  

Zur Erfüllung der europäischen und nationalen Anforderungen an Qualität und Trans-
parenz müssen Finanzströme und -bestände innerhalb des Staatssektors und auch 
zwischen Einheiten des Sektors Staat und dem öffentlichen bzw. privaten Sektor voll-
ständig erfasst und richtig klassifiziert werden. Ermöglicht wird dies durch die Einfüh-
rung einer einheitlichen Datenbank zum Berichtskreismanagement.  

Die neu geregelte rechtliche Zuordnung der Zweckverbände und anderer juristischer 
Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit unter die Erhebungseinheiten der 
öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen spiegelt u. a. den Methoden-
wechsel wider, der in der Finanz- und Personalstatistik stattfindet.  

Die Erhebung der Ausgaben und Einnahmen und der Schulden bei den Kernhaushalten 
sowie bei den kameral buchenden Extrahaushalten ist nunmehr zentral geregelt. Dies 
schafft Synergieeffekte.  

Das Gesetz tritt vorbehaltlich einer Ausnahmeregelung am 1. Dezember 2013 in Kraft. 
Im Bereich der Schuldenstatistik tritt die Neuregelung zur Erhebung der vierteljährli-
chen finanziellen Transaktionen am 1. Januar 2015 in Kraft.



 

Statistisches Bundesamt, Informationen aus der amtlichen Statistik, Heft 2/2013 32 

Fachspezifisches im Fokus 

Finanzen und Steuern 

Steuerstatistiken: Umstellung auf jährliche Erhebung  

Zum 30. Juni 2013 wurde das Gesetz über Steuerstatistiken geändert  
(Vgl. BGBl. I S. 1836; Art. 16 AmtshilfeRLUmsG). 

Für die amtliche Statistik und ihre Respondenten ergeben sich damit folgende Ände-
rungen: 

 Die Bundesstatistiken zur Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer, die 
bisher alle drei Jahre erhoben wurden, werden zukünftig jährlich erhoben. Die 
jährlichen Geschäftsstatistiken zur Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbe-
steuer werden eingestellt. 
Mit diesen gesetzlichen Änderungen werden nun auch diese drei Bundessta-
tistiken in das Steuerstatistische Gesamtsystem überführt. Nach den Grunds-
ätzen der zentralen Produktion und Datenhaltung erfolgt dann die Aufberei-
tung sämtlicher Steuerstatistiken durch die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder in einem jährlichen Rhythmus. 
Die Änderungen waren vorab mit den Finanzverwaltungen abgestimmt wor-
den. Hier ändert sich insbesondere der Lieferweg. Die entsprechenden Daten 
wurden für die Geschäftsstatistiken bereits jährlich an das Statistische Bun-
desamt geliefert und werden nun von den Finanzverwaltungen an die Statisti-
schen Ämter der Länder übermittelt. 

 Die Übermittlung von der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen bei der 
Deutschen Rentenversicherung Bund (ZfA) an das Statistische Bundesamt so-
wie die Auswertung der Daten über die Inanspruchnahme der Zulagen der 
staatlich geförderten kapitalgedeckten Altersvorsorge (Riester-Rente) werden 
zeitlich bis zum Veranlagungsjahr 2010 begrenzt.  
Zukünftig werden die Daten zur steuerlichen Förderung und Zulagenförderung 
der Riester-Rente durch die ZfA ausgewertet. 

 Einzelangaben aus der Einkommensteuer (Bundesstatistik) dürfen mit Einzel-
angaben aus der Geschäftsstatistik zur Einkommensteuer zusammengeführt 
werden. 
Diese Regelung stellt die Fortführung des Tax-Payer-Panels sicher. 
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Bildung 

Neue Kommunale Bildungsdatenbank verfügbar  

Im Wintersemester 2011/2012 studierten in sieben von insgesamt 223 Landkreisen 
beziehungsweise kreisfreien Städten mit Hochschulstandorten mehr als 50 % der 
Studierenden in dem Kreis, in dem sie auch ihre Hochschulzugangsberechtigung er-
worben hatten. Unter diesen sieben Kreisen war der Anteil in Berlin (59,3 %), München 
(59,1 %) und Hamburg (58,8 %) am höchsten. Auch in Kiel (54,9 %), Saarbrücken 
(54,3 %), Regensburg (51,9 %) sowie im Landkreis Gießen (51,2 %) lag er über der 
50 %-Marke. Die Entscheidung für einen Studienort ist unter anderem von dem Hoch-
schulangebot vor Ort und von der Attraktivität und Erreichbarkeit von Hochschulstand-
orten in angrenzenden Kreisen abhängig. 

Diese und andere statistische Kennzahlen für die Ebene der Landkreise und kreisfreien 
Städte sind ab sofort in der Kommunalen Bildungsdatenbank auf der Internetseite 
www.bildungsmonitoring.de verfügbar. Hier können Daten der Kinder- und Jugendhil-
festatistik, der Schulstatistik, der Berufsbildungsstatistik und der Hochschulstatistik 
abgerufen werden. Zusätzlich stehen Daten zu den Rahmenbedingungen, in denen 
Bildungsprozesse stattfinden, zur Verfügung.  

Hochschulen auf einen Blick 2013  

Hochschulstatistische Kennzahlen, die es ermögli-
chen, die Hochschulsysteme der Länder im Hinblick 
auf wesentliche Leistungsmerkmale miteinander zu 
vergleichen, stoßen angesichts der Bologna-Reform 
und der damit verbundenen Diskussionen über die 
Qualität der Lehre an Hochschulen auf immer größe-
res Interesse. 

In der Broschüre „Hochschulen auf einen Blick“ wer-
den die wichtigsten nationalen Kennzahlen zu Hochschulzugang, Absolventen, Perso-
nalstruktur und Betreuung, überregionaler Attraktivität sowie finanzieller Ausstattung 
der Hochschulen im Hinblick auf Berechnungsverfahren, Aussagekraft und zentrale 
Ergebnisse kommentiert und visualisiert.  

Im Fokus der neuen Ausgabe von „Hochschulen auf einen Blick“ stehen Veränderun-
gen und Trends, die sich seit der letzten Ausgabe abgezeichnet haben. Vorangestellt 
ist ein Überblick über das Hochschulsystem in Deutschland. Des Weiteren werden 
erstmals Daten über die Beschäftigungsverhältnisse des Hochschulpersonals in 
Deutschland dargestellt. 

Die vorliegende Veröffentlichung bezieht sich ausschließlich auf nationale hochschul-
statistische Kennzahlen, deren Definitionen und Abgrenzungen zum Teil von den inter-
nationalen Kennzahlen abweichen, die die amtliche Statistik jährlich an die Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) liefert. Ausführliche 
Tabellen zu nationalen und internationalen hochschulstatistischen Kennzahlen stehen 
im Publikationsservice des Statistischen Bundesamtes zum kostenlosen Download zur 
Verfügung. Die im Internet angebotenen Publikationen enthalten ausführliche Definiti-
onen der Kennzahlen und weiterführende methodische Hinweise. 

„Hochschulen auf einen Blick, Ausgabe 2013“ steht im Internetangebot des Statisti-
schen Bundesamtes unter www.destatis.de zur Verfügung. 

http://www.bildungsmonitoring.de/
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/BildungForschungKultur/Hochschulen/BroschuereHochschulenBlick0110010137004.html;jsessionid=9B2FCDAB63BE1C2AF34E2D6464058D72.cae1
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Bildung 

Ausgaben für öffentliche Schulen 2010  

Für die Ausbildung einer Schülerin oder eines Schülers an öffent-
lichen Schulen gaben die öffentlichen Haushalte im Jahr 2010 
durchschnittlich 5 800 Euro aus (2009: 5 500 Euro).  

Je nach Schulart waren die Ausgaben je Schüler/-in unterschied-
lich hoch: bei Grundschulen lagen sie bei 5 200 Euro, an Gym-
nasien und integrierten Gesamtschulen bei jeweils 6 600 Euro.  

Die höchsten Ausgaben je Schüler/-in wurden für Thüringen 
(7 700 Euro) und Sachsen-Anhalt (7 100 Euro) ermittelt, die 
niedrigsten für Nordrhein-Westfalen (5 000 Euro) und Schleswig-

Holstein (5 200 Euro). 

Bei einem Ausgabenvergleich zwischen den Bundesländern ist zu beachten, dass die 
Schulstruktur und das Unterrichtsangebot in den einzelnen Ländern differieren. Unter-
schiede gibt es zum Beispiel bei der Ganztagsbetreuung, den Betreuungsrelationen, 
der Besoldungsstruktur oder im Gebäudemanagement. So betreut beispielsweise in 
den meisten ostdeutschen Ländern eine Lehrkraft im Durchschnitt weniger Kinder als 
in Westdeutschland. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass wegen des Gebur-
teneinbruchs in den 1990er Jahren die Schülerzahlen in Ostdeutschland gesunken 
sind, während die Zahl der Lehrkräfte nicht in gleichem Maße abgenommen hat.  

In allen Ländern sind die Personalausgaben die dominierende Ausgabenkomponente 
für öffentliche Schulen. Hierauf entfielen im Bundesdurchschnitt 4 600 Euro, während 
für die Unterhaltung der Schulgebäude, Lehrmittel und dergleichen durchschnittlich 
700 Euro sowie für Baumaßnahmen und andere Sachinvestitionen 500 Euro je Schü-
ler/-in ausgegeben wurden. 

Weitergehende Daten, insbesondere detaillierte Länderkennzahlen, stehen in der Pub-
likation „Ausgaben je Schüler/-in 2010“ im Internetangebot des Statistischen Bundes-
amtes (www.destatis.de) zum Download zur Verfügung. 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/BildungForschungKultur/BildungKulturFinanzen/AusgabenSchueler.html
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Fachspezifisches im Fokus 

Soziales  

Elterngeld: Väterbeteiligung mit 27,3 % auf neuem Höchst-
stand  

Das zum 1. Januar 2007 eingeführte Elterngeld löste das bis 
dahin gewährte Erziehungsgeld ab. Elterngeld steht allen Müt-
tern und Vätern zu, die einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland haben und mit ihrem Kind in einem 
Haushalt leben.  

Der Anteil der Väter, die Elterngeld in Anspruch nehmen, hat 
einen neuen Höchststand erreicht. Elterngeld bezogen Väter von 
181 000 der insgesamt rund 663 000 im Jahr 2011 geborenen 
Kinder. Dies entspricht einer Väterbeteiligung von 27,3 %. Damit 
ist die Väterbeteiligung gegenüber dem Vorjahr noch einmal 

deutlich um 2 Prozentpunkte angestiegen. Mütter bezogen in durchschnittlich 95 % 
der Fälle Elterngeld.  

Die höchste Väterbeteiligung gab es wie schon in den letzten Jahren in Bayern (35,8 %) 
und Sachsen (35,6 %). Sie war dort somit mehr als doppelt so hoch wie im Saarland, 
das mit 17,5 % nach wie vor das Schlusslicht bildet.  

Detaillierte Ergebnisse der Elterngeldstatistik für im Jahr 2011 geborene Kinder sind im 
Internetangebot des Statistischen Bundesamtes abrufbar. Dort stehen auch die Ergeb-
nisse zu allen 402 Landkreisen und kreisfreien Städten zur Verfügung. 

Betreuungsschlüssel in Krippen: Im Westen besser als  
im Osten  

Der Krippenausbau läuft auf Hochtouren: Denn ab dem 
1.  August 2013 haben Eltern für Kinder ab einem Jahr einen 
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz. Neben dem zahlen-
mäßigen Ausbau ist aber auch die qualitative Frage wichtig: Wie 
groß sind die Krippengruppen, um die sich die Erzieherinnen und 
Erzieher kümmern?  

Bundesweit betreute zum 1. März 2012 eine pädagogische Voll-
zeitkraft rechnerisch 4,8 Kinder im Alter von 0 bis unter 3 Jahren, 
die ganztags eine Krippe besuchen. Während der Personal-

schlüssel in fast allen westdeutschen Flächenländern deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt liegt, muss eine Vollzeitkraft in den neuen Bundesländern mehr als sechs 
Kleinkinder ganztags betreuen.  

Detaillierte Ergebnisse für die einzelnen Bundesländer (außer Berlin) sowie für alters-
gemischte Gruppen mit Kindern im Alter von 2 bis 7 Jahren bietet der neu erschienene 
Fachbericht „Der Personalschlüssel in Kindertageseinrichtungen“, der im Internet-
angebot des Statistischen Bundesamtes unter www.destatis.de zur Verfügung steht 
und in dem auch die Berechnungsmethode ausführlich erläutert wird. 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Soziales/Elterngeld/ElterngeldGeburtenKreise.html
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Soziales/KinderJugendhilfe/KindertageseinrichtungenPersonalschluessel.html
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Fachspezifisches im Fokus 

Arbeitsmarkt 

Jobs ohne Befristung – Für viele Jungakademiker nur ein 
Traum  

Immer noch gilt: Ein Studium ist der beste 
Schutz vor Erwerbslosigkeit. Gerade einmal 
gut zwei Prozent der Akademiker waren 2011 
erwerbslos. Dennoch beginnen auch hoch-
qualifizierte Arbeitnehmer ihr Berufsleben 

häufig mit Zeitverträgen, bevor sie in ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis wechseln kön-
nen. Unter Akademikern besonders von Befristung betroffen ist der wissenschaftliche 
Nachwuchs an deutschen Hochschulen. Von den 25- bis 29-Jährigen waren dort deut-
lich mehr Personen befristet beschäftigt als im Durchschnitt der Gesamtwirtschaft. 
Auch bei älteren Beschäftigten im Hochschulbereich sind die Anteile befristeter Ar-
beitsverträge überdurchschnittlich hoch.  

Mehr Informationen zur befristeten Beschäftigung bei Jungakademikern in verschiede-
nen Branchen und im Vergleich zu anderen Bildungsabschlüssen bietet Ihnen das 
aktuelle STATmagazin. 

 
 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/STATmagazin/Arbeitsmarkt/2013_05/2013_05Beschaeftigte.html
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Fachspezifisches im Fokus 

Verdienste und Arbeitskosten  

Erweiterter Tarifindex enthält erstmals Angaben zu Sonder-
zahlungen  

Mit der Veröffentlichung der Pressemitteilung am 31. Mai 2013 liegen erstmals auch 
Angaben zur Entwicklung der Tarifverdienste einschließlich Sonderzahlungen vor. Mit 
dieser Erweiterung konnte ein lang bestehender Nutzerwunsch realisiert werden. Zeit-
gleich wurde die Abdeckung der Wirtschaftsbereiche und der Arbeitnehmergruppen 
ausgedehnt. Neu ist zudem die Berechnung des vierteljährlichen Tarifindex auf Grund-
lage der Monatswerte. Die endgültigen Ergebnisse werden viermal im Jahr – rund 
60 Tage nach Beendigung des Kalenderquartals – veröffentlicht.  

Der Index der Tarifverdienste und Arbeitszeiten misst die durchschnittliche Verände-
rung der tariflichen Monats- und Stundenverdienste der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sowie der Wochenarbeitszeiten. Er ist ein Maßstab für die allgemeine tarif-
liche Entgeltentwicklung und gehört zu den Indikatoren des IWF-Verbreitungsstan-
dards. In seiner bisherigen Form informiert der Tarifindex über den Teil der Tarifver-
dienste, der dauerhaft und regelmäßig zu zahlen ist. Da der Berechnung eine konstan-
te Gewichtung zu Grunde liegt und Tariferhöhungen meist längerfristig abgeschlossen 
werden, ist der Tarifindex vergleichsweise unempfindlich gegenüber kurzfristigen kon-
junkturellen Schwankungen. 

Mit dem nun zusätzlich verfügbaren Tarifindex einschließlich Sonderzahlungen werden 
auch die Veränderungen der unregelmäßigen Zahlungen, wie Einmalzahlungen, Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld, Beiträge zu vermögenswirksamen Leistungen oder zur 
betrieblichen Altersversorgung, berücksichtigt. Zudem werden anstelle von Vollzeitbe-
schäftigten nunmehr Vollzeitäquivalente berücksichtigt, d. h. alle Tarifbeschäftigten 
werden gemäß ihrem Arbeitszeitumfang auf Vollzeitkräfte umgerechnet. Der neue Tarif-
index berücksichtigt auch die Entwicklung der Beamtenbesoldungen. Zusätzlich wurde 
der Bereich Landwirtschaft einbezogen. Damit liegen erstmals Angaben zur Entwick-
lung der Tarifverdienste in der Gesamtwirtschaft vor, die für insgesamt elf Millionen 
Tarifbeschäftigte und Beamte gelten.  

Parallel mit der Einführung der neuen IT-Anwendung fand die regelmäßig durchgeführ-
te Neubasierung des Tarifindex statt. Grundlage für das neue Wägungsschema des 
Tarifindex – also für die Auswahl der einbezogenen Tarifverträge und der Anzahl der 
Arbeitnehmer – ist die Verdienststrukturerhebung 2010 sowie die Verdiensterhebung 
in der Landwirtschaft für September 2010. 

Mit dem zusätzlichen Tarifindex einschließlich Sonderzahlungen wird das Informati-
onsangebot des Tarifindex erheblich erweitert und zugleich europäische Anforderun-
gen erfüllt. Auf der European Policy Conference „Collectively agreed wages in Europe 
(CAWIE)” zur Verfügbarkeit tarifstatistischer Daten in der Eurozone im Dezember 2012 
in Brüssel, wurden die Tarifindizes des Statistischen Bundesamtes sowie des italieni-
schen Statistikamtes (Istat) als Best practice präsentiert. 

Umfangreiche Informationen über die erfolgten Neuerungen wurden den Nutzern des 
Tarifindex über die Fachserien sowie das Internetangebot des Statistischen Bundes-
amtes zur Verfügung gestellt. Um trotz der erfolgten Neubasierung des Tarifindex wei-
terhin Zeitreihen anbieten zu können, wurden ausgewählte WZ-Positionen (Lange Rei-
hen) rechnerisch mit den bisherigen Zeitreihen verknüpft. Die kostenfreie Publikation 
„Index der Tarifverdienste und Arbeitszeiten – Lange Reihen“ umfasst Angaben für 
über 40 Branchen. Über die Online-Version der Tarifdatenbank stehen den Nutzern 
zudem zahlreiche Informationen aus Flächentarifverträgen zur Verfügung. 

http://dsbb.imf.org/Applications/web/sddsctycatarclist/?strcode=DEU
http://dsbb.imf.org/Applications/web/sddsctycatarclist/?strcode=DEU
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskosten/ThemaVerdiensteArbeitskosten.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/VerdiensteArbeitskosten/VerdiensteArbeitskosten.htmll
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskosten/Tarifverdienste/TarifverdienstLangeReihe.html
http://www.destatis.de/tarifdatenbank
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Fachspezifisches im Fokus 

Verdienste und Arbeitskosten 

Arbeitskosten in Deutschland und Europa 2012  

Arbeitgeber in der deutschen Privatwirtschaft bezahlten im Jahr 2012 durchschnittlich 
31 Euro für eine geleistete Arbeitsstunde. Das deutsche Arbeitskostenniveau lag damit 
innerhalb der Europäischen Union auf Rang acht. Arbeitgeber in der deutschen Privat-
wirtschaft zahlten 32 % mehr für eine Stunde Arbeit als im Durchschnitt der EU. Im Ver-
gleich zum Nachbarland Frankreich beispielsweise waren es aber 11 % weniger. 
Schweden hatte mit 41,90 Euro die höchsten, Bulgarien mit 3,70 Euro die niedrigsten 
Arbeitskosten je geleistete Stunde. 

Im Verarbeitenden Gewerbe, das besonders im internationalen Wettbewerb steht, 
kostete eine Arbeitsstunde in Deutschland 2012 durchschnittlich 35,20 Euro. Hier lag 
Deutschland im EU-weiten Vergleich auf Rang fünf. Eine Stunde Arbeit in der deut-
schen Industrie war 47 % teurer als im EU-Durchschnitt, aber 3 % billiger als in Frank-
reich. 

In jedem Jahr des Zeitraums 2001 bis 2010 lag das Wachstum der Arbeitskosten in der 
deutschen Privatwirtschaft unterhalb des EU-Durchschnitts. In den Jahren 2011 und 
2012 kehrte sich diese langfristige Entwicklung um: Die Arbeitskosten in Deutschland 
erhöhten sich stärker als in der EU. Dies zeigt sich auch bei einem Vergleich mit Frank-
reich: 2001 bis 2010 sind die Arbeitskosten in Frankreich um knapp 35 % und damit 
mehr als doppelt so stark gestiegen wie in Deutschland (+ 16 %). In den Jahren 2011 
und 2012 lag der Anstieg in Deutschland (+ 5,9 %) leicht über der Zunahme in Frank-
reich (+ 5,4 %). 

Arbeitskosten setzen sich aus den Bruttoverdiensten und den Lohnnebenkosten zu-
sammen. Im Jahr 2012 zahlten die Arbeitgeber in Deutschland in der Privatwirtschaft 
auf 100 Euro Bruttoverdienst zusätzlich 27 Euro Lohnnebenkosten. Damit lagen die 
Lohnnebenkosten in Deutschland unter dem EU-Durchschnitt von 32 Euro. Im EU-wei-
ten Ranking lag Deutschland im Mittelfeld auf Rang 16. Auf 100 Euro Lohn wurden in 
Schweden (51 Euro) und Frankreich (50 Euro) die höchsten und in Malta (10 Euro) die 
niedrigsten Lohnnebenkosten gezahlt. Hauptbestandteil der Lohnnebenkosten sind 
die Sozialbeiträge der Arbeitgeber, also vor allem die gesetzlichen Arbeitgeberbeiträge 
zu den Sozialversicherungen, die Aufwendungen für die betriebliche Altersversorgung 
sowie die Aufwendungen für die Lohn- und Gehaltsfortzahlungen im Krankheitsfall. 

Zeitreihen für die Arbeitskosten in Deutschland, untergliedert nach Branchen, stehen 
unter dem Suchbegriff „Jahresschätzung Arbeitskosten“ in der Datenbank GENESIS-
Online zur Verfügung. 

Weitere amtliche EU-Statistiken sind beim EDS Europäischer Datenservice unter 
www.eds-destatis.de abrufbar.

https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
https://www-genesis.destatis.de/genesis/online
http://www.eds-destatis.de/
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Fachspezifisches im Fokus 

Umwelt / Verkehr 

T-Shirts, Jeans und Blusen – So viel Wasser steckt in unserer 
Kleidung  

Wenn die Jeans schmutzig ist, kommt sie in 
die Wäsche. Aber Wasser kommt schon lange 
vor der Kleiderwäsche zum Einsatz: Erheb-
liche Mengen werden für den Anbau von Roh-
baumwolle und deren Weiterverarbeitung bis 

zum Kleidungsstück gebraucht. 

Die Wasserentnahme aus der Natur ist mit beträchtlichen Umweltbelastungen verbun-
den, insbesondere in denjenigen Lieferländern von Rohbaumwolle, die ihren Wasser-
bedarf überwiegend durch Bewässerungswasser decken müssen. So rücken neben 
den kritischen Arbeitsbedingungen in der Textilproduktion, wie sie jüngst durch die 
Unfälle in Bangladesch sichtbar wurden, zunehmend auch die Umweltbelastungen in 
das Bewusstsein der Konsumenten. 

Das aktuelle STATmagazin zeigt, wie viel Wasser in Baumwollkleidung steckt, die in 
Deutschland von den Verbrauchern konsumiert wird, erläutert die Berechnung des 
Wassergehalts und analysiert die Umweltbelastungen, die durch unseren Konsum in 
den Herkunftsländern der Baumwolle entstehen. 

Verkehr auf einen Blick – Ausgabe 2013  

Verkehr ermöglicht Mobilität: Er verbindet Menschen 
und Länder, realisiert den Austausch von Gütern und 
schafft damit eine wichtige Voraussetzung für unsere 
Lebensqualität. Die Kehrseite: Unfälle, Emissionen, 
Lärm.  

Das Verkehrsaufkommen in Deutschland nimmt auf 
lange Sicht leicht zu. Vor allem aber legen sowohl 

Menschen als auch Güter im langfristigen Vergleich längere Entfernungen zurück. Die 
Globalisierung der Wirtschaft und unsere zunehmende Mobilität auch in der Freizeit 
begünstigen diese Entwicklung. Der Großteil des Verkehrs findet nach wie vor auf der 
Straße statt.  

Für die Bereitstellung der Infrastruktur investiert der Staat stärker in den Verkehr als in 
jedes andere Politikfeld. Auch für Privathaushalte ist die Mobilität ein „gewichtiger“ 
Posten: Sie geben so viel Geld für ihre Mobilität aus wie für ihre Ernährung. Zwar be-
sitzt die Mehrheit einen eigenen Pkw, doch nicht jeder Haushalt kann oder will sich 
das leisten. 

Der Wirtschaftsbereich Verkehr kann seine Wertschöpfung trotz des gestiegenen Ver-
kehrsaufkommens nur teilweise steigern. Verkehrsdienstleistungen boomen, dazu 
gehören zum Beispiel der Frachtumschlag, der Betrieb von Flughäfen, Häfen und Bahn-
höfen sowie die Verkehrsvermittlung. Aber im Landverkehr, der im Verkehrsbereich die 
meisten Menschen beschäftigt, sinkt die Wertschöpfung tendenziell. Hier werden mehr 
Betriebe aufgegeben als gegründet. 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/STATmagazin/Umwelt/2013_06/UGR2013_06.html
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Fachspezifisches im Fokus 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 

Die Broschüre „Verkehr auf einen Blick – Ausgabe 2013“ präsentiert aktuelle Ergeb-
nisse über das Verkehraufkommen, Infrastruktur, Fahrzeugbestände und Ausgaben 
sowie den Verkehr als Wirtschaftsfaktor und negative Verkehrauswirkungen und bietet 
Informationen zum Verkehr im internationalen Vergleich. 

46. Tagung des Arbeitskreises „Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnungen der Länder“  

Die 46. Tagung des Arbeitskreises „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Län-
der“ (VGRdL) fand vom 24. bis 25. April 2013 in Husum statt. 

Die Arbeiten zur VGR-Revision 2011 konnten weitestgehend abgeschlossen werden. 
Der Arbeitskreis fasste Beschlüsse zu den Freigabemodalitäten der Aggregate Produk-
tionswert, Vorleistungen und Bruttoanlageinvestitionen. Im Rahmen der Kreisberech-
nungen diskutierte der Arbeitskreis die Rückrechnungsmethoden und tauschte sich 
über die Rückrechnungsergebnisse zum Bruttoinlandsprodukt aus. Neben offenen 
Punkten der Revision 2011 auf Länder- und Kreisebene wurden die VGR-Revision 2014 
angesprochen und Detailfragen seitens des Statistischen Bundesamtes erläutert. 

Darüber hinaus wurde über die Ergebnisse der ersten Sitzung der neu gegründeten 
Arbeitsgruppe „WZ-Kennung“ der Arbeitskreise Erwerbstätigenrechnung des Bundes 
und der Länder (AK ETR) und VGRdL vom 17. bis 18. April 2013 in Hannover informiert. 
Die Federführung der Arbeitsgruppe „WZ-Kennung“ liegt beim Landesbetrieb für Statis-
tik und Kommunikationstechnologie Niedersachsen (LSKN). Verschiedene Konsequen-
zen, die sich aus unterschiedlichen WZ-Kennungen in einzelnen Basisstatistiken für 
die Gesamtrechnungssysteme ergeben können, wurden aufgezeigt sowie die geplan-
ten Arbeitsschritte dargelegt. 

Die 47. Tagung des Arbeitskreises „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Län-
der“ wird vom Thüringer Landesamt für Statistik ausgerichtet. Sie wird vom 13. bis 
14. November 2013 in Erfurt stattfinden. 

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/TransportVerkehr/Querschnitt/BroschuereVerkehrBlick0080006139004.pdf?__blob=publicationFile
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Neuauflage der Regionalen Standards erschienen  

Nach der ersten Auflage aus dem Jahr 2005 ist nun die zweite, 
vollständig überarbeitete und erweiterte Auflage der Regionalen 
Standards erschienen. Die Regionalen Standards beschreiben 
administrative und nicht-administrative Gebietsabgrenzungen 
sowie Instrumente der Typisierung von Regionen. Außerdem wer-
den Daten der amtlichen Statistik und anderer Quellen darge-
stellt, die für die Regionalisierung von Bevölkerungsumfragen 
genutzt werden beziehungsweise als Beispiele für regionalisierte 
Daten dienen können.  

Die hier vorgestellten Abgrenzungen, Instrumente und Daten 
werden von der amtlichen Statistik, der amtlichen Raumbeobachtung sowie der Markt- 
und Sozialforschung zur Gebietstypisierung und als regionale Hintergrundvariablen 
genutzt. Die Regionalen Standards erschließen die teils schwer zugänglichen Quellen 
und bieten dem Nutzer einen Überblick über die Möglichkeiten der Regionalisierung 
von Umfragedaten. 

Zusätzlich zur gedruckten Fassung (GESIS-Schriftenreihe Band 12: Regionale Stan-
dards, Ausgabe 2013, herausgegeben von der Arbeitsgruppe Regionale Standards, 
ISBN 978-3-86819-021-2, ISSN 1869-2869; 24,- EUR) werden die Regionalen Stan-
dards zusammen mit den Demographischen Standards online auf den Internetseiten 
des Statistischen Bundesamtes, von GESIS (Leibniz Institut für Sozialwissenschaften), 
vom ADM, von der ASI und von BIK (Barrierefrei Informieren und Kommunizieren) an-
geboten. Darüber hinaus werden dort – beginnend mit dem Jahr 2007 – Sonderaus-
wertungen des Mikrozensus mit den Merkmalen der Demographischen Standards in 
der Vorspalte und ausgewählten regionalen Einheiten aus den Regionalen Standards 
in der Kopfzeile bereitgestellt. 

Kontakt zur Redaktion 

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,  

wir freuen uns über Ihre Meinung und stehen Ihnen bei Fragen oder Anregungen zu 
diesem Heft und seinen Beiträgen jederzeit gerne zur Verfügung. Bei allgemeinen Fra-
gen zu den „Informationen aus der amtlichen Statistik“ erreichen Sie die Redaktion 
unter der Rufnummer +49 (0) 611 / 75 45 51.  

Bei Fragen zu einzelnen Fachbeiträgen, steht Ihnen der allgemeine Statistische Infor-
mationsservice unter der Rufnummer +49 (0) 611 / 75 24 05 oder das Kontaktformular 
www.destatis.de/kontakt zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Redaktionsteam  

https://www.destatis.de/DE/Methoden/DemografischeRegionaleStandards/Standards.html;jsessionid=C889B2C345D1CA104ACFD9A1A8B16F6C.cae3
https://www.destatis.de/DE/Methoden/DemografischeRegionaleStandards/Standards.html;jsessionid=C889B2C345D1CA104ACFD9A1A8B16F6C.cae3
http://www.destatis.de/Kontakt
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Personalnachrichten 

Statistischer Beirat 

Hans-Ulrich Benra vertritt den dbb – beamtenbund und tarifunion als ständiges 
Gastmitglied im Statistischen Beirat. Als Stellvertreter wurde Rüdiger Heß benannt. 

Als ständige Vertreterin von Dr. Eveline von Gäßler  (Bundesministerium für Bildung 
und Forschung) im Statistischen Beirat wurde Anja Hundrack benannt. 

Statistisches Bundesamt 

Leitende Regierungsdirektorin Angela Schaff , Leiterin der Gruppe B 1 „Planung und 
Koordinierung, internationale Kooperation“ wurde mit der Wahrnehmung der Leitung 
der Abteilung H „Gesundheit, Soziales, Bildung, Private Haushalte“ beauftragt. Gleich-
zeitig übernimmt sie die Leitung der Zweigstelle Bonn. 

Regierungsrätin Kerstin Hänsel  wurde mit der Wahrnehmung der Aufgaben der Lei-
tung des Referats B 307 „WiSta, Datenreport“ beauftragt. 

Regierungsrätin Birgit Lenuweit ,  Referentin im Referat B 2-Projekt „Weiterentwick-
lung des Systems der Haushaltsstatistiken“, wurde in das Referat H 301 „Methodik der 
nationalen freiwilligen Haushaltserhebungen“ umgesetzt und mit der Wahrnehmung 
der Aufgaben der Leitung des Referats beauftragt. 

Regierungsrat Jens Dechent, Referent im Referat D 301 „Agrar- und Baupreise, 
Bodenmarkt“, wurde in das Referat E 204 „Produktion der Industrie; Europäische 
‚PRODCOM’-Statistik; Fachstatistiken“ umgesetzt und mit der Wahrnehmung der Auf-
gaben der Leitung des Referats beauftragt. 

Regierungsrat Oliver Bauer, mit der Wahrnehmung der Aufgaben der Leitung des Refe-
rats E 308 „Kostenstruktur, Informationsgesellschaft“ beauftragt, wurde zum Oberre-
gierungsrat ernannt, gleichzeitig wurde ihm die Leitung des Referats übertragen.  

Direktor beim Statistischen Bundesamt Karl Mül ler , Leiter der Zweigstelle Bonn und 
Leiter der Abteilung H „Gesundheit, Soziales, Bildung, Private Haushalte“, wurde mit 
Ablauf des Monats April 2013 in den Ruhestand versetzt. 

Regierungsdirektor Dr. Gerhard Stock, Referatsleiter im Bereich „Unternehmensregis-
ter“ der Gruppe E 1 „Unternehmensregister, Klassifikationen, Verdienste, übergreifen-
de Unternehmensstatistiken“ (vormals IV A), wurde mit Ablauf des Monats April 2013 
in den Ruhestand versetzt. 

Oberregierungsrat Ulrich Greiner, Leiter des Referats D 106 „Produktionswerte, Input-
strukturen für Vorleistungen“, wurde mit Ablauf des Monats Juni 2013 in den Ruhe-
stand versetzt. 

 

 

 



 

Tagungskalender 

April bis Dezember 2013 
 

Termin Ort  

8./9. April  Potsdam Arbeitskreis 
„Erwerbstätigenrechnung des Bundes und  
der Länder“ 

9./10. April  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Preisstatistik“ 

9.–11. April  Bonn Referentenbesprechung 
„Mikrozensus“ 

10./11. April  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Verdienste und Arbeitskosten“ 

10./11. April  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Rechtspflegestatistik“ 

16. April  Wiesbaden Lenkungsausschuss 
„Optimierte Kooperation“ 

16. April  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Verkehrsstatistik“ 

17. April  Wiesbaden Sondersitzung der Amtsleiterkonferenz 
„Zensus 2011“ 

17./18. April  Bonn Referentenbesprechung 
„Umweltstatistik“ 

17./18. April  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Finanz- und Personalstatistik“ 

22./23. April  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Energiestatistik“ 

23.–25. April  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Laufende Bevölkerungsstatistiken“ 

24./25. April  Husum 

 

Arbeitskreis  
„Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
der Länder“ 

25. April  Bonn Referentenbesprechung  
„Nutzung von IKT in Unternehmen“ 

26. April  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Zensus 2011“  

29. April  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Wahlstatistik“ 

6./7. Mai  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Statistik im Bergbau und Verarbeitenden  
Gewerbe“ 

6.–8. Mai  Halle/ 
Saale 

Facharbeitskreis 
„Verfahrensfragen der Bodennutzungs- und  
Erntestatistik“ 

7. Mai  Wiesbaden Sondersitzung der Amtsleiterkonferenz 
„Zensus 2011“ 

7./8. Mai  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Handwerk“ 



 

Tagungskalender 

April bis Dezember 2013 
 

Termin Ort  

14./15. Mai Wiesbaden Abteilungsleitungsgremium  
„Fachstatistik“  

14./15. Mai  Bonn Referentenbesprechung  
„Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte“ 

23. Mai  Wiesbaden Statistischer Beirat 

4./5. Juni  Wiesbaden Referentenbesprechungen  
„Schulstatistik“ und  
„Berufsbildungsstatistik“ 

11.–13. Juni  Bonn Referentenbesprechungen  
„Sozialhilfestatistik“ und  
„Wohngeldstatistik“ 

13./14. Juni Bonn Referentenbesprechung 
„Pflegestatistik“ 

18./19. Juni  Hamburg Arbeitskreis 
„Informationstechnik“ 

25. Juni  Bremen Amtsleiterkonferenz 

26. Juni Bremen Lenkungskonferenz  
„Zensus 2011“ 

26./27. Juni  Bonn Referentenbesprechung  
„Land- und Forstwirtschaft, Bodennutzung,  
Fischerei“ 

2. Juli  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Zensus 2011“  

3./4. Juli Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Unternehmensregister“ 

25. Juli  Wiesbaden Lenkungskonferenz 
„Zensus 2011“ 

12. September  Wiesbaden Lenkungskonferenz 
„Zensus 2011“ 

17.–20.  
September  

Berlin Statistische Woche 

19. September  Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Zensus 2011“  

23./24.  
September  

Bonn Referentenbesprechung 
„Statistik des Gesundheitswesens“ 

24. September  Wiesbaden Fachausschuss 
„Statistik im Produzierenden Gewerbe“ 

24./25. 
September 

Bonn Referentenbesprechung 
„Mikrozensus“ 

9. Oktober  Wiesbaden Lenkungsausschuss 
„Optimierte Kooperation“ 

 

 

  



 

Tagungskalender 

April bis Dezember 2013 
 

Termin Ort  

14./15. Oktober  Bonn Referentenbesprechung  
„Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte“ 

15./16. Oktober Wiesbaden Abteilungsleitungsgremium  
„Fachstatistik“ 

15./16. Oktober Wiesbaden Arbeitskreis 
„Erwerbstätigenrechnung des Bundes und  
der Länder“ 

15./16. Oktober Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Preisstatistik“ 

16./17. Oktober Wiesbaden Arbeitskreis 
„Presse, Publikationen, Marketing“ 

16./17. Oktober Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Verdienste und Arbeitskosten“ 

23./24. Oktober Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Erhebungen im Baugewerbe, Bautätigkeits-
statistiken“ 

24./25. Oktober Wiesbaden Arbeitskreis  
„Fragen der mathematischen Methodik“ 

Mitte/Ende 
Oktober 

Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Insolvenz- und  
Überschuldungsstatistik“ 

5./6. November Wiesbaden Amtsleiterkonferenz 

5./6. November Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Energiestatistik“ 

6. November Wiesbaden Lenkungskonferenz 
„Zensus 2011“ 

6./7. November Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Steuerstatistik“ 

7. November  Wiesbaden Ausschuss „Hochschulstatistik“ 

12. November  Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Bevölkerungsvorausberechnungen“ 

12./13. November Wiesbaden Arbeitskreis 
„Informationstechnik“ 

13./14. November Erfurt Arbeitskreis  
„Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
der Länder“ 

13./14. November Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Laufende Bevölkerungsstatistiken“ 

13./14. November Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Finanz- und Personalstatistik“ 

Mitte November Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Unternehmensregister“ 

 



 

Tagungskalender 

April bis Dezember 2013 
 

Termin Ort  

Mitte November Wiesbaden Referentenbesprechung  
„Gewerbeanzeigen“ 

19./20. November Wiesbaden Referentenbesprechungen 
„Handelsstatistik“ und 
„Tourismusstatistik“ 

Ende November Bonn Referentenbesprechung 
„Umweltstatistik“ 

4./5. Dezember Bonn Referentenbesprechung  
„Land- und Forstwirtschaft, Bodennutzung,  
Fischerei“ 

18. Dezember Wiesbaden Referentenbesprechung 
„Zensus 2011“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei den Referentenbesprechungen handelt es sich um Arbeitsgremien der Statisti-
schen Ämter des Bundes und der Länder 



  

Vizepräsident
                      Dieter Sarreither

2200

Präsident
Roderich Egeler
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Referat G 201
Statistiken der Abfall-
wirtschaft 
 
 
 

Ing. grad. (FH) 
Hermann Knichel

Referat G 203
Umweltökonomische 
Statistiken 
 
 

 
ORR‘n Sarah 
Alexandra Kleine

Referat G 202
Statistiken der Was-
serwirtschaft und 
der klimawirksamen 
Stoffe 

 
ORR Franz-Josef  
Kolvenbach

Referat G 206
Nachhaltigkeitsin-
dikatoren, Lufte-
missionsrechnun-
gen, Abfallgesamt-
rechnung, sektorale 
Berichtsmodule

ORR Dr. Joachim 
Thomas

Referat G 204
Materialfluss-, Ener-
gie- und Wasserrech-
nungen 
 
 
 

ORR Helmut Mayer

Referat G 302
Klassifikationen im  
Außenhandel 
 
 
 

ROR‘n Dr. Silke 
Gehle Dechant 
      

Referat G 301
Methoden, Rechtsfra-
gen, Veröffentlichun-
gen, Internationale 
Zusammenarbeit 
 
 

RD Albrecht Krockow

Referat G 303 
Aufbereitung / Ein-
gangskontrolle der 
Außenhandelsstatis-
tik am Standort Wies-
baden 
 

ORR‘n Sabine Allafi

Referat G 304
Aufbereitung der Au-
ßenhandelsstatistik 
am Standort Bonn 
 
 

ORR Joseph 
Steinfelder

 

Referat G 305
Technische und fach-
liche Unterstützung, 
Weiterentwicklung 
der Automation in 
der Außenhandels-
statistik

ORR Walter 
Brückmann

Referat A 302
Aufwandsermitt-
lung, Kostenschät-
zung (Standort Wies-
baden) 
 

ORR‘n Dorothee 
Ginter

Referat A 301
Grundsatzfragen und 
Methodik der Bürokra-
tiekostenmessung  
 
 

RD Dr. Daniel 
Vorgrimler

Referat A 303
Aufwandsermittlung, 
Kostenschätzung 
(Standort Bonn)  
 
 

RD‘n Christiane 
Rosenow

Gruppe A 1
Organisation, Haus-
halt, Innerer Dienst 
 
 

LRD Hans-Joachim 
Stede

(A 101 - A 102)
 
Dipl.-Betriebsw.(FH) 
Ralf Bender

(A 103 - A 104, PG-Bau)

Referat A 101
Organisation, Quali-
tätsmanagement, Per-
sonalbemessung 
 
 

Dipl.-Betriebsw.(FH)    
Jürgen Bamberger

Referat A 102
Controlling, Prozess-
management 
 
 
 

 
RD Hans-Peter Lüüs

Referat A 104
Innerer Dienst 
 
 
 
 

ORR Horst-Burkhard 
Heinemann

Referat A 103
Haushalt, Kosten- und 
Leistungsrechnung 
 
 
 

 
ORR Christian Gehle

Referat A 201
Personalentwicklung 
 
 
 
 
 

ORR‘n Anja Gühnen

Referat A 202
Personalbetreuung  
 
 
 
 

ORR‘n Simone 
Spacek 

Referat A 205
Vertragsangelegen-
heiten, Widerspruchs- 
und Ordnungswidrig-
keitenverfahren 

ORR Peter  
Pfennig-Dany

Referat A 204
Justiziariat, Diszipli-
narangelegenheiten

 
 
RD Uwe Halfpaap

Referat D 206
Harmonisierung der 
Nationaleinkommens-
rechnung, BNE-Mittel, 
BNE-Vollständigkeits-
fragen und -Metho-
denbeschreibungen

ORR‘n Veronika 
Spies                 

Referat D 211
Arbeitsmarktbericht-
erstattung und Ana-
lyse aus Mikrozensus 
und Arbeitskräfteer-
hebung

 
ORR Thomas  
Körner **) 

Referat D 210
Veröffentlichungen 
und Nutzerservice 
zum Arbeitsmarkt 
 

 

ORR Frank Schüller

Referat D 209
Erwerbstätigenrech-
nung (ETR) 
 
 

 

RD Stephan Lüken

Referat D 208
Qualitätssicherung 
und Grundsatzfra-
gen der Verteilungs-
rechnung 
 

Dipl.-Volksw. Dr. 
Joachim Schmidt 

Referat D 207
Konzepte der Wohl-
fahrtsmessung, Initia-
tive „BIP und mehr“ 
 
 

 
RD Ulrich Spörel

 

Referat D 205
Arbeitnehmerentgelt, 
Sozialbeiträge, Net-
tolöhne 
 
 

 
ORR Thomas Luh

Referat D 204
Staatskonsum 
 
 
 
 

 
ORR Pascal Schmidt

Referat D 203
Staatssektor, EU-Sta-
bilitätspakt 
 
 
 

 
RD Thomas Forster

Referat D 202
Einkommensrech-
nung, Kontensys-
tem, Vermögensein-
kommen 
 
 

RD Norbert Schwarz

Referat D 201
Finanzielle Kapitalge-
sellschaften, Übrige 
Welt, Finanzierungs-
rechnung 
 

RD Wolfgang 
Eichmann

Gruppe D 2
Nationaleinkommen, 
Sektorkonten,  
Arbeitsmarkt

 
 
LRD Albert 
Braakmann

(D 201 - D 208)
 
LRD Rudolf Janke

(D 209 - D 211)

Referat D 306
Methoden und Kom-
munikation in der 
Preisstatistik 
 
 

 
RD Dieter Schäfer

Referat D 302
Erzeugerpreise, 
Außenhandelspreise, 
Großhandelsverkaufs-
preise 
 

ORR‘n Gerda  
Gladis-Dörr

Referat D 301
Agrar- und Baupreise, 
Bodenmarkt 
 
 
 
 

ORR Hubert Vorholt

Referat D 305
Preise für Dienstleis-
tungen 
 
 
 

 
RD‘n Dorothee Blang

Referat D 304
Zwischenörtliche 
Preisvergleiche, Par-
teienindex 
 
 

 
ORR Florian Burg

Referat D 303
Verbraucherpreise 
 
 
 
 

 
RD Günther Elbel

Gruppe D 3
Preise 
 
 
 

RD Michael Kuhn 

Referat D 101
Entstehung des 
Inlandsprodukts 
 
 
 
 

RD Stefan Hauf

Referat D 104
Investitionen in Aus-
rüstungen, immateri-
elle Anlagen, Vorräte

 
 
 
 
ORR Walther Adler

Referat D 103
Koordinierung, Veröf-
fentlichung und Sai-
sonbereinigung des 
Inlandsprodukts 
 

 
ORR‘n Tanja Mucha

Referat D 102
Private Konsumaus-
gaben 
 
 
 

  
RD‘n Rita Bolleyer

Gruppe D 1
Inlandsprodukt, Input-
Output-Rechnung 
 
 

LRD Dr. Norbert Räth
 

Referat D 110
Methodik der Land-
wirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, 
Analysen 

ORR Andreas Kuhn 
     

Referat D 106
Methodik der Input-
Output-Rechnung 
 
 

ORR‘n Ligia Frankford

Referat D 109
Preis- und Volumen-
messung, Analyse, 
Außenhandel, Öffent-
lichkeitsarbeit in der 
Input-Output-Rech-
nung 

RD‘n Liane Ritter

Referat D 108
Vermögensrechnung, 
Bauinvestitionen 
 
 
 

RD‘n Dr. Oda 
Schmalwasser

Referat D 107
Input-Output-Tabellen 
in jeweiligen Preisen 
 
 
 

Dipl.-Wirt. Angela 
Heinze

ABTEILUNG D

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen, Arbeitsmarkt, Preise

Direktorin  
beim Statistischen Bundesamt 
Irmtraud Beuerlein

2130

Referat H 302
Methodik der europäi-
schen Haushaltserhe-
bungen 
 
 

RD‘n Carola  
Kühnen **) 

Referat H 304
Veröffentlichungen, 
Analysen, Öffentlich-
keitsarbeit, Internati-
onale Kontakte 
 

 
ORR‘n Kristina Kott

Referat H 301
Methodik der nationa-
len freiwilligen Haus-
haltserhebungen 
 
 

RR`n Birgit 
Lenuweit *) 

Referat H 107
Sozialhilfe, Grundsi-
cherung, Asylbewer-
berleistungen, Wohn-
geld, Sozialberichter-
stattung 

RD Dr. Klaus-Jürgen 
Duschek

Referat H 106
Pflege, behinderte 
Menschen, Kriegsop-
ferfürsorge und sons-
tige Sozialleistungen 
 

 
ORR Heiko Pfaff

Referat H 105
Statistiken der Kin-
der- und Jugendhilfe 
und zum Bundesel-
terngeld 
 

ORR Dr. Thomas 
Grundmann

Gruppe H 1
Gesundheit, Soziales 
 
 
 

LRD‘n Karin Böhm

(H 101 - H 104)
 
 
RD Dr. Bernd Becker

(H 105 - H 107)

Referat H 104
Informations- und 
Dokumentationszen-
trum „Gesundheits-
daten“ 
 

ORR Dr. Winfried 
Eberhardt

Referat H 101
Krankenhausstatis-
tik, Todesursachen-
statistik 
 
 

ORR Torsten 
Schelhase

Referat H 102
Schwangerschafts-
abbruchstatistik, Fra-
gen zur Gesundheit 
in Haushaltserhe-
bungen 

Dipl.-Math. Evelyne 
Laue

Referat H 103
Gesundheitsbezogene 
Rechensysteme 
 
 
 

 
RD Michael Cordes

Gruppe H 2
Bildung, Forschung 
und Entwicklung, Kul-
tur, Rechtspflege 
 

LRD Heinz-Werner 
Hetmeier

Referat H 202
Querschnittsfragen 
der Bildungsstatistik, 
Weiterbildung, Ausbil-
dungsförderung 
 

RD‘n Christiane 
Krüger-Hemmer

Referat H 201
Hochschulen, Schulen 
 
 
 
 
 

RD‘n Pia Brugger

Referat H 204
Forschung, Kultur, 
Berufsbildung 
 
 
 

 
ORR Dominik Asef

Referat H 203
Bildungsfinanzen 
 
 
 
 

ORR‘n Dr. Nicole 
Buschle

Referat H 205
Rechtspflege 
 
 
 
 

ORR Thomas 
Baumann
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a) Zweigstelle Bonn
 

Gruppe E 1
Unternehmensregis-
ter, Klassifikationen, 
Verdienste, übergrei-
fende Unternehmens-
statistiken 

LRD Martin Beck

Referat E 104
Klassifikationen 
 
 
 
 

RD Matthias 
Greulich

 

Referat E 101
Weiterentwicklung 
des URS, Methodik 
statistischer Einhei-
ten, Unternehmens-
gruppenregister 
 

RD Roland Sturm

Referat E 102
Unternehmensregis-
tersystem 95, Betrieb 
der zentralen Daten-
speicher 
 

ORR Rainer 
Opfermann

Referat E 103
Koordinierung der 
Unternehmenssta-
tistiken 
 
 

RD Joachim 
Weisbrod

Referat  E 106
Weiterentwicklung 
der Unternehmens-
statistik 
 
 

ORR‘n Dr. Sandra 
Jung

Referat E 105
Handwerk, Gewer-
beanzeigen, Insol-
venzen 
 
 

ORR‘n Jenny 
Neuhäuser

Referat E 109
Verdienststrukturer-
hebung, Arbeitskos-
tenerhebung 
 
 

 
RD Roland Günther

Referat E 108
Verdienste in der 
Landwirtschaft, Tarif-
statistiken 
 
 

 
ORR Jörg Decker

Referat E 107
Vierteljährliche Ver-
diensterhebung, 
Arbeitskostenindex, 
Überschuldung 
 

 
ORR Ralf Droßard

Referat E 201
Monats- und Jahres-
berichte sowie Inves-
titionen der Industrie 
 
 
 

RD Christopher Gräb
 

Referat E 203
Produktionsindex für 
das Produzierende 
Gewerbe; Arbeits-
produktivität in der 
Industrie 

ORR‘n Dr. Christiane 
Bald-Herbel

 

Referat E 202
Auftragseingangs- 
und Umsatzindex für 
die Industrie 
 
 

RD Dr. Norbert 
Herbel

Referat E 204
Produktion der Indus-
trie; Europäische 
„PRODCOM“-Statistik; 
Fachstatistiken 
 

RR Jens Dechent
 

Referat E 207
Energie, Ver- und Ent-
sorgungswirtschaft 
 
 
 

 
RD Wolfgang Bayer

Referat  E 206
Baugewerbe, Bautä-
tigkeit 
 
 
 

 
ORR Dr. Hartmut Höh

Referat E 205
Struktur der Industrie 
 
 
 
 

Betriebsw. grad.(FH) 
Ottmar Hennchen

Referat C 102
Mathematisch-statis-
tische Verfahren für 
Preise, Verdienste, 
Dienstleistungen

ORR Dr. Kai Lorentz 

Referat C 101
Mathematisch-statis-
tische Verfahren für 
Industrie, Landwirt-
schaft; Saisonberei-
nigung

 

RD Hans-Theo Speth

Referat C 105
Forschungsdaten-
zentrum 
 
 
 
 

RD Dr. Stefan Linz 

Referat C 104
Statistische Geheim-
haltung; Math.-statis-
tische Methoden für 
Plausibilisierung und 
Imputation

 
ORR‘n Sarah  
Gießing 

Referat C 103

Mathematisch-sta-
tistische Verfah-
ren für Bevölkerung, 
Finanzen, Steuern; 
Wahlen 

RD Wolf Bihler

Gruppe C 1
Mathematisch-sta-
tistische Methoden, 
Forschungsdaten-
zentrum 
 
 
LRD Prof. Dr. Manfred 
Ehling

Referat C 205
IT-Bausteine des Infor-
mations- und Wis-
sensmanagements 

ORR Dirk 
Münstermann    

Referat C 305
IT-Querschnittsver-
fahren, Zentrale IT-
Services 
 
 

RD Rudi Petter

Referat C 302
IT-Kompetenzzentrum 
„Datenerhebung und 
Aufbereitung“ 
 

Alfred Steilen

Referat C 304
IT-Kompetenzzentrum    
„Informationsbereit-
stellung und Veröf-
fentlichung“ 

RD Thomas 
Lindenstruth

Gruppe F 1
Zensus 
 
 
 

LRD Johann 
Szenzenstein

Referat F 105
Haushaltsstichprobe 
(Produktion), Erwerbs-
register 
 
 

ORR Stefan 
Schweinert-Albinus

Referat F 102
Sonderbereiche, Zen-
suskommission, Pro-
jektcontrolling 
 
 

RD Wolfgang Riege-
Wcislo

 

Referat F 103
Gebäude- und Woh-
nungszählung, Meta-
daten 
 
 

Dipl.-Geogr. Michael 
Neutze

Referat F 104
Haushaltsstichprobe 
(Methodik), Auswer-
tungsdatenbank 
 
 

 
RD Steffen Seibel

Referat F 101
Anschriftenregister, 
Melderegister 
 
 
 
 

RD Hans Siedt

Referat  F 201
Demografische Ana-
lysen und Methoden, 
Vorausberechnun-
gen, Geburten, Ster-
befälle

 
RD‘n Bettina  
Sommer

Referat F 301
Öffentlicher Gesamt-
haushalt 
 
 
 

RD‘n Renate 
Schulze- Steikow

Referat F 302
Kommunale und staat-
liche Haushalte 
 
 

 
 
ORR Oliver Niebur

 

Referat F 305
Öffentliche Fonds, Ein-
richtungen und Unter-
nehmen 
 
 

ORR‘n Patrizia 
Mödinger

 

Referat F 304
Beschäftigte des 
öffentlichen Dienstes 
 
 
 

ORR Sebastian 
Koufen

Referat F 306
Öffentliche Schul-
den, öffentliches Ver-
mögen 
 
 

RD‘n Sigrid 
Nicodemus

 

Referat F 307
Qualitätssicherung 
öffentliche Haushalte 
und Unternehmen 
 
 

ORR‘n Christine 
Rückner

Referat  F 309
Unternehmenssteuern 
 
 
 
 

ORR‘n Natalie 
Zifonun-Kopp

Referat  F 308
Lohn- und Einkom-
mensteuer 
 
 
 

 
RD Stefan Dittrich

Referat F 310
Umsatzsteuer, Ver-
brauchsteuern, Steu-
erhaushalt, Realsteu-
ervergleich 
 

ORR‘n Juliane Gude

Gruppe F 3
Finanzen und Steuern 
 
 

 
LRD Peter Bleses

(F 301 - F 307)
 
 
LRD Volker 
Kordsmeyer

(F 308 - F 310)

Referat G 101
Gartenbau, Gemüse, 
Obst 
 
 
 

N.N.
 

Referat G 102
Agrarstrukturen, Inte-
gration neuer The-
men, Georefernzie-
rung 
 

 
ORR‘n Jasmin Singer 

Referat G 103
Betriebsregister, land-
wirtschaftliche Boden-
nutzung, Emissions-
berichterstattung, 
Agrarumweltindikato-
ren, Forstwirtschaft

RD Dr. Torsten  
Blumöhr

Referat G 104
Viehbestand, tierische 
Erzeugung, Fischerei 
 
 
 

ORR Dr. Matthias 
Walther

Gruppe B 3
Presse und Öffent-
lichkeitsarbeit, Veröf-
fentlichungen, Online 
Dienste 

LRD‘n Doris Stärk

Referat B 301
Pressearbeit, Informa-
tionsdienste, Öffent-
lichkeitsarbeit 
 

Dipl.-oec. Klaus 
Pötzsch
(Pressesprecher)

  

Referat B 302
Kundenmanagement, 
Zensuskommunika-
tion, Social Web 
 

RD‘n Annette 
Pfeiffer

Referat B 303
Online Redaktion 
 
 

RD‘n Susanne 
Hagenkort-Rieger

Referat B 304
GSB-Administra-
tion und Webdienste, 
GENESIS-Online, Int-
ranet 
 

ORR Jürgen 
Kiekenbeck

Referat B 305
Elektronische Veröf-
fentlichungen, STAT-
magazin, Bund-Länder 
Veröffenlichungen

Dipl.-Oec. Marlene 
Nowack 
 
ORR‘n Ute Öchsner

Referat B 306
Grafik und Design, 
Printredaktion 
 
 
 

ORR‘n Ilka Willand

Referat B 307
WiSta, Datenreport 
 
 
 
 

RR‘n Kerstin  
Hänsel

Referat B 308
Bibliothek und Ver-
trieb 
 

BiblOR Hartmut 
Rahm     

Referat B 105
Bilaterale und interna-
tionale Kooperation, 
Sprachendienst, ESTP, 
Auslandsdienstreise-
planung 
 

RR‘n Simone Koll

Referat B 104
Bilaterale und interna-
tionale Kooperation, 
Berichtssysteme 
 
 

RR Ringo Raupach

Referat B 101
Nationale Koordi-
nierung  
 
 
 

ORR Mathias 
Meisenheimer

Referat B 102
Supra- und internatio-
nale Koordinierung  
 
 
 
 

RD Bernd Störtzbach

Referat B 103
Koordinierung Regi-
onalstatistik, Indi-
katoren 
 
 

RD‘n Dr. Susanne 
Schnorr-Bäcker

Referat B 202
Fragebogenentwick-
lung und -gestaltung  
 
 
 
 

Hans Schwamb

Referat B 201
Fragebogenpretest, 
Erhebungsmethoden 
 
 
 

Dipl.-Soz. Wiss.  
Dr. Irene Kahle

Referat B 204
Erhebungen nach  
§ 7 BStatG, Demogra-
phische und Regio-
nale Standards 
 

ORR‘n Dr. Ute 
Hanefeld

Referat B 203
Datenqualität, abtei-
lungsübergreifende 
Methodenentwick-
lung, Wissenschafts-
kontakte

ORR Thorsten 
Tümmler
  

Gruppe B 2
Institut für Forschung 
und Entwicklung in 
der Bundesstatistik 
 

LRD Peter Schmidt

(B 201 - B 204)

LRD Thomas Riede

(Projekt)

Referat E 301
Binnenhandel und 
Gastgewerbe 
 
 
 
 

RD Elmar Wein

Referat E 302
Tourismus 
 
 
 
 

ORR Dr. Martin 
Szibalski

 

Referat E 308
Kostenstruktur, Infor-
mationsgesellschaft 
 
 

 

ORR Oliver Bauer 
 

Referat E 307
Dienstleistungen 
 
 
 
 

ORR‘n Dr. Jutta 
Oertel

Referat E 303
Verkehrszweigüber-
greifende Aufga-
ben, Straßenverkehr, 
Unternehmen in Luft-
verkehr und Schiff-
fahrt

 
ORR Uwe Reim

Referat E 304
Schifffahrt 
 
 
 
 
 

RD Horst Winter

Referat E 305
Eisenbahnen, Luft-
verkehr 
 
 

 
ORR‘n Kristina 
Walter

Referat E 306
Verkehrsunfälle 
 

 
 
 
ORR‘n Ingeborg 
Vorndran

Interne Revision 
------------------------------ 
Ansprechperson 
für Korruptionsprä-
vention 
 

LRD Joachim  
Hoffmann

Gruppe C 3
IT-Unterstützung des 
Geschäftsprozesses

N. N. 

Gruppe B 1
Planung und Koor-
dinierung, internati-
onale Kooperation, 
Rechtsfragen der Sta-
tistik

LRD‘n Marion 
Engelter

 

Gruppe E 3
Dienstleistungen, Ver-
kehr, Tourismus 
 
 

RD Bernhard 
Veldhues 

 

Gruppe F 2
Bevölkerung, Mikro-
zensus, Wohnen und 
Migration 
 

LRD Hermann 
Seewald 

Gruppe G 2
Umwelt, Umweltöko-
nomische Gesamt-
rechnungen 
 

Dipl.-Geogr. Stefan 
Gruber

 

Gruppe G 3
Außenhandel 
 
 
 

LRD Dr. Klaus  
Geyer-Schäfer

Referat i-Punkt 102
Europäische und inter-
nationale Statistik 
 
 
 

ORR Daniel 
O‘Donnell

Referat i-Punkt 101
Hauptstadtservice, 
Servicebüro Bundes-
tag Anfragenmana-
gement 
 
 

ORR Thomas Krebs

i-Punkt Berlin
Hauptstadtservice, 
Europäische und inter-
nationale Statistik 
 

RD‘n Claudia 
Brunner

Gruppe A 3
Bürokratiekosten-
messung 
 
 

LRD Bernd Schmidt

Gruppe E 2
Industrie, Bau, Ener-
gie 
 
 

LRD‘n Birgitta Frank-
Bosch

Allgemeine Verbindung zum Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung

Geschäftsführerin: RD‘n Birgit Hein 
Vertreter: Dipl.-Volkw. Peter Kuntze        

Bundeswahlleiter

Präsident Roderich Egeler 
Vertreter: Dieter Sarreither

Wahlen 
 
RD‘n Karina Schorn

Personalvertretungen

Gesamtpersonalrat im Statistischen  
Bundesamt 
Vorsitzender: Rolf Loidl

Personalrat im Statistischen Bundesamt 
Wiesbaden 
Vorsitzende: Irmgard Liez

Personalrat  im Statistischen Bundesamt - 
Zweigstelle Bonn 
Vorsitzender: RAR Jürgen Kern

Gesamtvertrauensperson / Vertrauensperson
Wiesbaden 
ROAR‘n Elke Eckert

Zweigstelle Bonn 
Robert Gemeinhardt

IT-Sicherheitsbeauftragter

RAR Michael Scholz

Gleichstellungsbeauftragte
ORR‘n Heike Opfermann

Zweigstelle Bonn  
ROAR‘n Annamaria Falter-Leitzen

Datenschutzbeauftragter

LRD Joachim Hoffmann 4317

Verwaltung der Zweig-
stelle 
 
 
 
 

 
Udo Weber

Dienstort Wiesbaden

Dienstort Wiesbaden/Bonn

Dienstort Bonn 

Dienstort Berlin

ABTEILUNG A
 
Verwaltung, Bürokratiekostenmessung  
 
 
Direktor 
beim Statistischen Bundesamt  
Jürgen Chlumsky

2190

ABTEILUNG B
 
Strategie und Planung, internationale 
Beziehungen, Forschung und Kommu-
nikation 
Direktorin  
beim Statistischen Bundesamt 
Sibylle von Oppeln-Bronikowski

2110

ABTEILUNG C
 
Informationstechnik,  
Mathematisch-statistische Methoden
 
Direktorin  
beim Statistischen Bundesamt 
Beate Glitza  
               2120

ABTEILUNG E
 
Unternehmensregister, Verdienste,  
Industrie, Dienstleistungen 
 
Direktor 
beim Statistischen Bundesamt  
Dr. Roland Gnoss

2140

ABTEILUNG F
 
Bevölkerung, Finanzen und Steuern 

 
Direktorin  
beim Statistischen Bundesamt 
Dr. Sabine Bechtold

2160

ABTEILUNG G a)

 
Landwirtschaft, Umwelt, Außenhandel 
 

Direktorin  
beim Statistischen Bundesamt  
Hannelore Pöschl

8100

ABTEILUNG H a)

 
Gesundheit, Soziales, Bildung,  
Private Haushalte 
 
Leitende Regierungsdirektorin    
Angela Schaff
  8700

Projektgruppe 
Gesamtsanierung 
 
 
 
 

Dipl.-Ing. Susanne 
Schepp

Datenschutzbeauftragter

LRD Joachim Hoffmann

Referat F 202
Wanderungen, Fort-
schreibung, Gebiets-
gliederung, Scheidung

ORR‘n Elle Krack-
Roberg

ORR‘n Dr. Claire 
Grobecker

Referat F 205
Erhebung und Aufbe-
reitung von Mikrozen-
sus und Arbeitskräf-
testichprobe 
 

ORR Jörg Enderer **) 

Referat F 204
Migration und Integra-
tion, Wohnen 
 
 
 

RD Dr. Gunter 
Brückner

Referat F 207
Veröffentlichung zu 
Haushalte und Fami-
lie aus dem Mikro-
zensus 
 

ORR Thomas 
Haustein

Referat C 301
Entwicklung von Indi-
vidualsoftware und 
Verfahrensintegration

Helmut Hackl

Projekt-Kernteam*)                                                         

Weiterentwicklung 
des Systems der 
Haushaltsstatistiken

 

ORR Stefan Brings

Gruppe A 2
Personal, Rechtsfra-
gen der Verwaltung 
 
 

LRD Heinz-Christoph 
Herbertz

 

Referat A 203
Aus- und Fortbildung 
 
 
 
 

 
RD‘n Sabine Köhler

*)   Unterstützung durch Referate  
D 211, F 205, H 301 und H 302

**) siehe Projekt B 2

Referat B 106
Grundsatzfragen des 
Statistikrechts

ORR Kay Sommer

Referat B 107
Einzelstatistische 
Rechtsfragen 

ORR Andreas  
Kühner

Referat G 207
Nationale Nachhaltig-
keitsindikatoren, Roh-
stoffrechnungen und 
Umweltschutzmaß-
nahmen 
 

RD‘n Ursula Lauber

Gruppe G 1
Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei 

LRD‘n Dr. Ruth 
Brand

 

Referat G 105
Flächenstatistik, 
Bodennutzungsrech-
nungen 
 
 
 

ORR Michael Deggau

Projekt Basis+ 

 

 
ORR Matthias  
Sacher

Referat C 303
IT-Kompetenzzentrum           
„Auswertung und 
Analyse“

RD Dr. Heinz Stralla

Referat C 203
IT-Querschnittpro-
zesse Metadaten und 
Datenqualität 

 
Kommissarisch
RD Thomas 
Lindenstruth

Referat C 201
Zentrale IT-Planung 
und IT-Nachfrageorga-
nisation

ORR‘n Anke Kienle                 

Referat C 202
IT-Architektur, Anfor-
derungsanalyse, Soft-
warequalität und IT-
Sicherheit

 

ORR Christian       
Bösnecker

Referat C 204
IT-Organisation Fach- 
und Querschnittsver-
fahren und IT-Projekt-
management 

 

Thomas Sterzel

Gruppe C 2
IT-Management und 
Standards 

N. N. 

Gruppe H 3
Einkommen, Ver-
brauch, Lebensbedin-
gungen und Zeitbud-
gets privater Haus-
halte

 
LRD‘n Anette  
Stuckemeier

Referat H 303
Produktion, Aufberei-
tung der Ergebniser-
stellung 
 
 

ORR Holger  
Breiholz

4266

2202

3414

2669 2351

2314

2641

2345

2979

2693

3265

2083

2914

   3929

2908

3486

8665 2082

8932

4281

2632

4317 2100
2200

2317

4288

4583

8166

87498094

4317

2075

2721
4126

3732

2156

2468

2497

2096

2446

2256

4486

2624

4440

2370

9417

4545

2899

2426

9450

23762099

9438
2903

2226

2589

2887

2701

3099

2360

2795

2384

2373

3369

3485

4413

2016

2413

4367

2218

2357

2521

2997

2295

2907

4502

2680

3768

2270

2037

3380

2224

2768

3361

3664

2529

3158

3157

2223 4460 2816 2183 2237

2845

4788

2410

3767

4504

8150

4120

8600
2232

41688109

884941528158

8706221581162993

8240414881198474

8152 4146

8106

8720

2060

8200

8115
4136

8800

8219

8194

8226

2784

2690

2737

8300

8645

8666

2730

4166

4182

3779

2145

3382

4124

4132

4118

4174

2708

2046

3178

3128

2135

2210

2230

2661

4547

8580

8500

2504

4475

21923383

2308

2804

2970

2580

2195

2234

2642

3566

3858

2442

4236

2441

2627

2623

2750

2319

3492

2350

2490

4365

8569

8134

8002

2325

2280

8640

2533

4558

2297

33843327

4639

3663

3380

2628

4626

28923440

2582

8850


	Informationen aus der amtlichen Statistik
	Inhalt
	Editorial
	Zensus 2011 

	Veranstaltungen und Besuche
	Statistisches Bundesamt beim 1. Internationalen Deutschlandforum im Kanzleramt 
	60. Jahrestagung des Statistischen Beirats
	17. Sitzung des Ausschusses für das Europäische Statistische System (AESS) am 15./16. Mai 2013 in Luxemburg 
	Konferenz Europäischer Statistiker (CES) vom 10. bis 12. Juni 2013 in Genf
	Sitzung des OECD-Statistikausschusses am 12. und 13. Juni 2013 in Genf
	„Global Conference on the G-20 Data Gaps Initiative“ am 25. und 26. Juni 2013 in Washington D.C., USA
	Amtsleiterkonferenz in Bremen
	Das Statistische Bundesamt auf dem Zukunftskongress in Berlin
	Mongolei-Projekt – 6. Leitungstreffen in Wiesbaden
	Besuch aus China im Rahmen der chinesisch-deutschen Klimapartnerschaft
	Stellvertretender Leiter des russischen Statistikamtes zu Besuch
	Amtsleiterbesuch aus Frankreich
	Präsident begrüßt EU-Trainees und Mentoren zu Erfahrungs-austausch
	UNECE Work Session on the Communication of Statistics in Berlin
	Soziale Medien – Gegenstand und Instrument der Forschung
	Methoden der empirischen Sozialforschung in amtlichen Haushaltsstatistiken

	Auf ein Wort
	Leiterin der Abteilung F – Dr. Sabine Bechtold

	Fachspezifisches im Fokus
	Zensus 2011: 80,2 Millionen Einwohner lebten am 9. Mai 2011 in Deutschland
	Europa 2020: Fakten und Trends
	Abschlussbericht der Enquete-Kommission verabschiedet
	Jahresbericht 2012
	Strategie und Programm: Was tut sich in der Statistik?
	Jahresbericht: Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung
	Bevölkerungsstatistik auf neuer Gesetzesgrundlage
	Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes
	Steuerstatistiken: Umstellung auf jährliche Erhebung
	Neue Kommunale Bildungsdatenbank verfügbar
	Hochschulen auf einen Blick 2013
	Ausgaben für öffentliche Schulen 2010
	Elterngeld: Väterbeteiligung mit 27,3 % auf neuem Höchst-stand
	Betreuungsschlüssel in Krippen: Im Westen besser als im Osten
	Jobs ohne Befristung – Für viele Jungakademiker nur ein Traum
	Erweiterter Tarifindex enthält erstmals Angaben zu Sonder-zahlungen
	Arbeitskosten in Deutschland und Europa 2012
	T-Shirts, Jeans und Blusen – So viel Wasser steckt in unserer Kleidung
	Verkehr auf einen Blick – Ausgabe 2013
	46. Tagung des Arbeitskreises „Volkswirtschaftliche Gesamt-rechnungen der Länder“
	Neuauflage der Regionalen Standards erschienen

	Kontakt zur Redaktion
	Personalnachrichten
	Statistischer Beirat
	Statistisches Bundesamt

	Tagungskalender
	Organisationsplan



